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Satzung zur Änderung der Satzung zur Regelung der allge-
meinen Grundsätze für die Abfallentsorgung im Gebiet der 
Landeshauptstadt München (Allgemeine Abfallsatzung)

vom 15. Juni 2019

Die Landeshauptstadt München erlässt aufgrund von Art. 7 
Abs. 1 Sätze 1 bis 4 in Verbindung mit Art. 3 Abs. 1 des Ge­
setzes zur Vermeidung, Verwertung und sonstigen Bewirtschaf­
tung von Abfällen in Bayern (Bayerisches Abfallwirtschafts­
gesetz - BayAbfG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
09.08.1996 (GVBl. S. 396, ber. S. 449, BayRS 2129-2-1-U),  
zuletzt geändert durch Gesetz vom 24.07.2018 (GVBl. S. 608), 
sowie der Art. 23 und 24 Abs. 1 Nr. 1 und 2 und Abs. 2 Satz 2 
der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (Gemeinde­
ordnung – GO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
22.08.1998 (GVBl. S. 796, BayRS 2020-1-1-I), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 15.05.2018 (GVBl. S. 260), folgende Satzung:

§ 1

Die Satzung zur Regelung der allgemeinen Grundsätze für die 
Abfallentsorgung im Gebiet der Landeshauptstadt München 
(Allgemeine Abfallsatzung) vom 17.07.1992 (MüABl. S. 233, 
ber. S. 333), zuletzt geändert durch Satzung vom 04.01.2017 
(MüABl. S. 16), wird wie folgt geändert:

In § 3 Abs. 1 Nr. 7 Buchstabe f) werden die Worte 
„und unvermischtes HBCDD-haltiges Dämmmaterial bis  
maximal 2 t pro Jahr“ 
gestrichen. 

§ 2 Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in 
Kraft. 

Der Stadtrat hat die Satzung am 15.05.2019 beschlossen.

München, 15. Juni 2019	 Dieter Reiter
		  Oberbürgermeister

Satzung zur Änderung der Satzung über die 
Hausmüllentsorgung der Landeshauptstadt München 
(Hausmüllentsorgungssatzung)

vom 16. Juni 2019

Die Landeshauptstadt München erlässt aufgrund von Art. 7 
Abs. 1 Sätze 1 bis 4 in Verbindung mit Art. 3 Abs. 1 des Ge­
setzes zur Vermeidung, Verwertung und sonstigen Bewirtschaf­
tung von Abfällen in Bayern (Bayerisches Abfallwirtschafts­
gesetz - BayAbfG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
09.08.1996 (GVBl. S. 396, ber. S. 449, BayRS 2129-2-1-U), zu­
letzt geändert durch Gesetz vom 24.07.2018 (GVBl. S. 608), 
sowie der Art. 23 und 24 Abs. 1 Nr. 1 und 2 und Abs. 2 Satz 2 
der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (Gemeinde­
ordnung - GO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
22.08.1998 (GVBl. S. 796, BayRS 2020-1-1-I), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 15.05.2018 (GVBl. S. 260), folgende Satzung:

§ 1

Die Satzung über die Hausmüllentsorgung der Landeshaupt­
stadt München (Hausmüllentsorgungssatzung) vom 12.12.2001 
(MüABl. S. 529), zuletzt geändert durch Satzung vom 08.11.2018 
(MüABl. S. 455), wird wie folgt geändert:

1.	§ 3 wird wie folgt geändert: 

	 a) �In Absatz 2 Satz 1 werden die Worte „, insbesondere in 
Unterflurbehältern auf öffentlichem Grund“ gestrichen. 

	 b) �In Absatz 2 Satz 2 werden am Ende des ersten Halbsat­
zes nach dem Wort „überlassen“ die Worte „, insbeson­
dere in Unterflurbehältern auf öffentlichem Grund“ einge­
fügt. 

2.	�In § 5 Absatz 4 letzter Satz werden nach den Worten „Wert­
stoffbehälter können“ die Worte „von der Stadt“ eingefügt 
und nach dem Wort „abgezogen“ die Worte „und gegen ge­
bührenpflichtige Restmülltonnen mit gleichem wöchentli­
chen Volumen ersetzt“ eingefügt. 

3.	§ 5 a wird wie folgt geändert: 

	 a) �In Absatz 2 Satz 1 werden die Worte „der Verordnung 
über die Vermeidung und Verwertung von Verpackungs­
abfällen vom 21.08.1998 (Verpackungsverordnung,  
BGBl. I S. 2379)“ ersetzt durch die Worte „des Gesetzes 
über das Inverkehrbringen, die Rücknahme und die hoch­
wertige Verwertung von Verpackungen vom 05.07.2017 
(VerpackG, BGBl. I S. 2234)“ und die Angabe „§ 6 Abs. 3 
Verpackungsverordnung“ wird ersetzt durch die Angabe 
„§ 7 Abs. 1 VerpackG“. 

	 b) �In Absatz 2 Satz 3 werden die Worte „§ 6 Abs. 3 der  
Verpackungsverordnung“ ersetzt durch die Angabe „§ 7 
Abs. 1 VerpackG“.

4.	§ 6 wird wie folgt geändert: 

	 a) �In Absatz 1 Satz 1 Halbsatz 1 werden nach dem Wort 
„behinderungsfrei“ die Worte „und ohne Unfallgefahr“ 
eingefügt. 

	 b) �In Absatz 1 Satz 4 werden die Worte „Sätzen 1 oder 3“ 
ersetzt durch die Angabe „§ 5 und § 6“. 

	 c) �In Absatz 1 Satz 5 Halbsatz 1 werden die Worte „außer­
halb der Grundstückseinfriedung“ ersetzt durch die Wor­
te „vor der Grundstückseinfriedung oder davon abwei­
chend an einem von der Stadt vorgegebenen 
Bereitstellungsplatz“. 

	 d) �In Absatz 1 Satz 7 werden die Worte „außerhalb der 
Grundstückseinfriedung“ ersetzt durch die Worte „vor 
der Grundstückseinfriedung oder davon abweichend an 
einem von der Stadt vorgegebenen Bereitstellungsplatz“. 

	 e) �In Absatz 1 letzter Satz wird nach dem Wort „Pflichtigen“ 
das Wort „sind“ eingefügt und das Wort „verpflichten“ 
wird ersetzt durch das Wort „verpflichtet“. 

	 f) �In Absatz 4 Satz 7 wird die Angabe „GUV-V C 27“ ersetzt 
durch die Angabe „DGUV Vorschrift 43/44“, die Angabe 
„GUV-R 238-1“ ersetzt durch die Angabe „DGUV Regel 
114-601“ und die Angabe „GUV-VD29“ ersetzt durch die 
Angabe „DGUV Vorschrift 70/71“. 

§ 2 Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in 
Kraft. 

Der Stadtrat hat die Satzung am 15.05.2019 beschlossen.

München, 16. Juni 2019	 Dieter Reiter
		  Oberbürgermeister
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Satzung zur Änderung der Satzung  
über die Wiederverwendung, Wiederverwertung  
und Beseitigung von Hausratsperrmüll, Wertstoffen  
und Problemmüll in der Landeshauptstadt München 
(Hausratsperrmüll-, Wertstoff- und Problemmüllsatzung)

vom 16.  Juni 2019

Die Landeshauptstadt München erlässt aufgrund von Art. 7 
Abs. 1 Sätze 1 bis 4 in Verbindung mit Art. 3 Abs. 1 des Ge­
setzes zur Vermeidung, Verwertung und sonstigen Bewirtschaf­
tung von Abfällen in Bayern (Bayerisches Abfallwirtschafts­
gesetz - BayAbfG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
09.08.1996 (GVBl. S. 396, ber. S. 449, BayRS 2129-2-1-U),  
zuletzt geändert durch Gesetz vom 24.07.2018 (GVBl. S. 608), 
sowie der Art. 23 und 24 Abs. 1 Nr. 1 und 2 und Abs. 2 Satz 2 
der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (Gemeinde­
ordnung - GO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
22.08.1998 (GVBl. S. 796, BayRS 2020-1-1-I), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 15.05.2018 (GVBl. S. 260), folgende Satzung:

§ 1

Die Satzung über die Wiederverwendung, Wiederverwertung 
und Beseitigung von Hausratsperrmüll, Wertstoffen und Prob­
lemmüll in der Landeshauptstadt München (Hausratsperrmüll-, 
Wertstoff- und Problemmüllsatzung) vom 24.11.1992 (MüABl. 
S. 350), zuletzt geändert durch Satzung vom 04.01.2017 
(MüABl. S. 17), wird wie folgt geändert:

1. § 2 wird wie folgt geändert: 

	 a) �In Absatz 1 Satz 2 werden die Buchstaben d) und e)  
aufgehoben. 

	 b) �In Absatz 1 Satz 2 werden die bisherigen Buchstaben f) 
bis h) zu Buchstaben d) bis f). 

2. § 3 wird wie folgt geändert: 

	 a) �In Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe „Buchstabe f)“  
ersetzt durch die Angabe „Buchstabe d)“. 

	 b) �In Absatz 3 wird die Angabe „Buchstabe f)“ ersetzt durch 
die Angabe „Buchstabe d)“. 

3. § 4 wird wie folgt geändert: 

	 a) �In Absatz 4 wird die Angabe „Buchstabe g)“ ersetzt 
durch die Angabe „Buchstabe e)“. 

	 b) �In Absatz 5 wird die Angabe „Buchstabe f)“ ersetzt durch 
die Angabe „Buchstabe d)“. 

4. § 6 wird wie folgt geändert: 

	 a) �In Absatz 1 Buchstabe a) Satz 1 werden die Worte  
„der Platzwartin, dem Platzwart bzw.“ gestrichen. 

	 b) �In Absatz 1 Buchstabe a) Satz 2 werden die Worte  
„der Platzwartin, des Platzwarts bzw.“ gestrichen. 

5. § 7 Absatz 3 Satz 2 wird aufgehoben. 

6. § 8 wird wie folgt geändert: 

	 a) Absatz 3 Satz 1 zweiter Halbsatz wird aufgehoben. 

	 b) �In Absatz 3 Satz 1 dritter Halbsatz wird die Angabe  
„§ 2 Abs. 1 Satz 2 f)“ ersetzt durch die Angabe „§ 2 Abs. 1 
Satz 2 Buchstabe d)“. 

7.	�In § 13 Absatz 1 Nr. 9 werden die Worte „der Platzwartin 
bzw. des Platzwarts bzw.“ gestrichen.

§ 2 Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in 
Kraft.

Der Stadtrat hat die Satzung am 15.05.2019 beschlossen.

München, 16. Juni 2019	 Dieter Reiter
		  Oberbürgermeister

Satzung zur Änderung der Satzung über die 
Gartenabfallgebühren der Landeshauptstadt München 
(Gartenabfall-Gebührensatzung) 

vom 16. Juni 2019

Die Landeshauptstadt München erlässt aufgrund von Art. 7 
Abs. 2 des Gesetzes zur Vermeidung, Verwertung und sonsti­
gen Bewirtschaftung von Abfällen in Bayern (Bayerisches 
Abfallwirtschaftsgesetz – BayAbfG) in der Fassung der Be­
kanntmachung vom 09.08.1996 (GVBl. S. 396, 449, BayRS 
2129-2-1-U), zuletzt geändert durch Gesetz vom 24.07.2018 
(GVBl. S. 608), und des Art. 2 Abs. 1 Kommunalabgaben­
gesetz (KAG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
04.04.1993 (GVBl. S. 264, BayRS 2024-1-l), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 26.06.2018 (GVBl. S. 449), folgende Satzung:

§ 1

Die Satzung über die Gartenabfallgebühren der Landeshaupt­
stadt München (Gartenabfall-Gebührensatzung) vom 
11.10.2004 (MüABl. S. 383), zuletzt geändert durch Satzung 
vom 08.11.2018 (MüABl. S. 504), wird wie folgt geändert:

In § 3 Absatz 2 Satz 1 wird die Angabe „Mg“ ersetzt durch die 
Angabe „t“ und die Fußnote „*) Mg = 1 t“ wird gestrichen. 

§ 2 Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt mit Bekanntmachung in Kraft.

Der Stadtrat hat die Satzung am 15.05.2019 beschlossen.

München, 16. Juni 2019	 Dieter Reiter
		  Oberbürgermeister

Satzung zur Änderung der Satzung über die 
Hausmüllentsorgungsgebühren der Landeshauptstadt 
München (Hausmüllentsorgungsgebührensatzung) 

vom 16. Juni 2019

Die Landeshauptstadt München erlässt aufgrund von Art. 7 
Abs. 2 des Gesetzes zur Vermeidung, Verwertung und sonsti­
gen Bewirtschaftung von Abfällen in Bayern (Bayerisches 
Abfallwirtschaftsgesetz – BayAbfG) in der Fassung der Be­
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kanntmachung vom 09.08.1996 (GVBl. S. 396, ber. S. 449, 
BayRS 2129-2-1-U), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
24.07.2018 (GVBl. S. 608), und des Art. 2 Abs. 1 Kommunal­
abgabengesetz (KAG) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 04.04.1993 (GVBl. S. 264, BayRS 2024-1-l), zuletzt geän­
dert durch Gesetz vom 26.06.2018 (GVBl. S. 449), folgende 
Satzung:

§ 1 

Die Satzung über die Hausmüllentsorgungsgebühren der  
Landeshauptstadt München (Hausmüllentsorgungsgebühren­
satzung) vom 11.10.2004 (MüABl. S. 375, ber. MüABl. 2005,  
S. 22), zuletzt geändert durch Satzung vom 08.11.2018  
(MüABl. S. 501), wird wie folgt geändert: 

In § 3 Abs. 11 Satz 1 werden die Worte „verschmutzte oder“ 
gestrichen.  

§ 2 Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in 
Kraft. 

Der Stadtrat hat die Satzung am 15.05.2019 beschlossen.

München, 16. Juni 2019	 Dieter Reiter
		  Oberbürgermeister

Satzung zur Änderung der Satzung über die 
Gewerbe- und Bauabfallentsorgungsgebühren 
der Landeshauptstadt München 
(Gewerbe- und Bauabfallentsorgungsgebührensatzung)

vom 16. Juni 2019

Die Landeshauptstadt München erlässt aufgrund von Art. 7 
Abs. 2 des Gesetzes zur Vermeidung, Verwertung und sonsti­
gen Bewirtschaftung von Abfällen in Bayern (Bayerisches 
Abfallwirtschaftsgesetz - BayAbfG) in der Fassung der Be­
kanntmachung vom 09.08.1996 (GVBl. S. 396, ber. S. 449, 
BayRS 2129-2-1-U), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
24.07.2018 (GVBl. S. 608), und des Art. 2 Abs. 1 Kommunal­
abgabengesetz (KAG) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 04.04.1993 (GVBl. S. 264, BayRS 2024-1-l), zuletzt geän­
dert durch Gesetz vom 26.06.2018 (GVBl. S. 449), folgende 
Satzung:

§ 1

Die Satzung über die Gewerbe- und Bauabfallentsorgungsge­
bühren der Landeshauptstadt München (Gewerbe- und Bau­
abfallentsorgungsgebührensatzung) vom 11.10.2004 (MüABl. 
S. 378, ber. S. 417), zuletzt geändert durch Satzung vom 
08.11.2018 (MüABl. S. 502), wird wie folgt geändert:

§ 3 wird wie folgt geändert: 

1.	Absatz 3 Satz 2 wird wie folgt neu gefasst: 

„Ebenfalls abgegolten sind die Gestellung und 14-tägliche 
Entsorgung einer 120 l Biotonne bei einem Restmüllvolumen 
bis 240 l, einer 240 l Biotonne bei einem Restmüllvolumen 
von 770 l bis 1.100 l und maximal zwei 240 l Biotonnen bei 
einem Restmüllvolumen über 1.100 l.“

2.	In Absatz 9 Satz 1 Buchstabe b) wird Folgendes angefügt: 

„ für die Anlieferung von Asbest und mine­
ralfaserhaltigen Abfällen, die nicht auf  
Deponien der Deponieklasse II abgelagert 
werden können (z.B. KMF-Mineralfaser­
dämmplatten) und untertage deponiert 
werden müssen am Entsorgungspark  
Freimann

741,01 Euro/t

für die Anlieferung von Asbest und mine­
ralfaserhaltigen Abfällen, die nicht auf  
Deponien der Deponieklasse II abgelagert 
werden können (z.B. KMF-Mineralfaser­
dämmplatten) und untertage deponiert 
werden müssen an der Annahmestelle  
Firma Wurzer in 85462 Eitting, Am Kom­
postwerk 1

716,03 Euro/t

“

3.	�In Absatz 9 Satz 4 wird die Angabe „32,00 Euro“ ersetzt 
durch die Angabe „38,00 Euro“. 

4.	In Absatz 9 wird folgender Satz 6 neu eingefügt: 

„Für die Anlieferung von mineralfaserhaltigen Abfällen,  
welche untertage deponiert werden müssen, wird bei einem 
Müllgewicht < 200 kg am Entsorgungspark Freimann 

eine Pauschalgebühr von 96,33 Euro erhoben und bei einem 
Müllgewicht < 400 kg an der Annahmestelle Firma Wurzer 
eine Pauschalgebühr von 214,81 Euro.“  

5.	In Absatz 9 wird der bisherige Satz 6 zu Satz 7. 

6.	�In Absatz 12 Satz 1 werden die Worte „verschmutzte oder“ 
gestrichen. 

§ 2 Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in 
Kraft. 

Der Stadtrat hat die Satzung am 15.05.2019 beschlossen.

München, 16. Juni 2019	 Dieter Reiter
		  Oberbürgermeister

Satzung zur Änderung der Satzung über die 
Hausratsperrmüll-Gebühren der Landeshauptstadt  
München (Hausratsperrmüllgebührensatzung) 

vom 16. Juni 2019

Die Landeshauptstadt München erlässt aufgrund von Art. 7 
Abs. 2 des Gesetzes zur Vermeidung, Verwertung und sonsti­
gen Bewirtschaftung von Abfällen in Bayern (Bayerisches 
Abfallwirtschaftsgesetz – BayAbfG) in der Fassung der Be­
kanntmachung vom 09.08.1996 (GVBl. S. 396, ber. S. 449, 
BayRS 2129-2-1-U), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
24.07.2018 (GVBl. S. 608), und des Art. 2 Abs. 1 Kommunalab­
gabengesetz (KAG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
04.04.1993 (GVBl. S. 264, BayRS 2024-1-l), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 26.06.2018 (GVBl. S. 449), folgende Sat­
zung:
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§ 1 

Die Satzung über die Hausratsperrmüll-Gebühren der Lan­
deshauptstadt München (Hausratsperrmüllgebührensatzung) 
vom 11.10.2004 (MüABl. S. 382), zuletzt geändert durch Sat­
zung vom 08.11.2018 (MüABl. S. 504), wird wie folgt geändert: 

In § 3 Abs. 1 Nr. 2 wird nach dem Wort „pro“ das Wort „ange­
fangenem“ eingefügt. 

§ 2 Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in 
Kraft. 

Der Stadtrat hat die Satzung am 15.05.2019 beschlossen.

München, 16. Juni 2019	 Dieter Reiter
		  Oberbürgermeister

Satzung zur Änderung der Satzung über die Entsorgung 
von Gartenabfällen in der Landeshauptstadt München 
(Gartenabfallentsorgungssatzung)

vom 16. Juni 2019

Die Landeshauptstadt München erlässt aufgrund von Art. 7 
Abs. 1 Sätze 1 bis 4 in Verbindung mit Art. 3 Abs. 1 des Ge­
setzes zur Vermeidung, Verwertung und sonstigen Bewirtschaf­
tung von Abfällen in Bayern (Bayerisches Abfallwirtschafts­
gesetz – BayAbfG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
09.08.1996 (GVBl. S. 396, ber. S. 449, BayRS 2129-2-1-U),  
zuletzt geändert durch Gesetz vom 24.07.2018 (GVBl. S. 608), 
sowie der Art. 23 und 24 Abs. 1 Nr. 1 und 2 und Abs. 2 Satz 2 
der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (Gemeinde­
ordnung - GO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
22.08.1998 (GVBl. S. 796, BayRS 2020-1-1-I), zuletzt geändert 
durch Verordnung vom 15.05.2018 (GVBl. S. 260), folgende 
Satzung:

§ 1

Die Satzung über die Entsorgung von Gartenabfällen in der 
Landeshauptstadt München (Gartenabfallentsorgungssat­
zung) vom 11.12.1987 (MüABl. S. 460), zuletzt geändert durch 
Satzung vom 15.01.2015 (MüABl. S. 13), wird wie folgt geän­
dert:

In § 4 wird ein Absatz 3 wie folgt angefügt: 

„(3) Für Gartenabfälle, welche mit Schädlingen (z.B. Asiati­
scher Laubholzbockkäfer oder Buchsbaumzünsler) befallen 
sind, kann die Stadt Vorgaben zur Entsorgung festlegen.“ 

§ 2

Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in 
Kraft.

Der Stadtrat hat die Satzung am 15.05.2019 beschlossen.

München, 16. Juni 2019	 Dieter Reiter
		  Oberbürgermeister

Satzung zur Änderung der Betriebssatzung 
des Abfallwirtschaftsbetriebes München 
(Betriebssatzung Abfallwirtschaftsbetrieb)

vom 16. Juni 2019

Die Landeshauptstadt München erlässt aufgrund von Art. 23 
Satz 1 und Art. 88 Abs. 5 der Gemeindeordnung für den  
Freistaat Bayern (Gemeindeordnung - GO) in der Fassung der  
Bekanntmachung vom 22.08.1998 (GVBl. S. 796, BayRS  
2020-1-1-I), zuletzt geändert durch Gesetz vom 15.05.2018 
(GVBl. S. 260), folgende Betriebssatzung:

§ 1

Die Betriebssatzung des Abfallwirtschaftsbetriebes München 
(Betriebssatzung Abfallwirtschaftsbetrieb) vom 11.11.2001 
(MüABl. S. 470), zuletzt geändert durch Satzung vom 
05.02.2018 (MüABl. S. 56), wird wie folgt geändert:

1. In § 1 Absatz 3 wird folgender Satz 3 angefügt: 

„Zu den Aufgaben des AWM gehört auch der Erlass von Er­
laubnissen auf Grundlage der Sondernutzungsrichtlinien und 
der Grünanlagensatzung und der Erlass von Gebührenbeschei­
den aufgrund der Sondernutzungsgebührensatzung und der 
Grünanlagengebührensatzung für das Aufstellen von Depot­
containern der Dualen Systeme.“ 

2. § 4 Absatz 3 Nr. 6 wird wie folgt neu gefasst: 

„6. ITK-Vorhaben, die einen einmaligen Mittelbedarf von mehr 
als 1 Mio. Euro oder einen laufenden Mittelbedarf von jährlich 
mehr als 0,5 Mio. Euro erfordern.“

§ 2 Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in 
Kraft. 

Der Stadtrat hat die Satzung am 15.05.2019 beschlossen.

München, 16. Juni 2019	 Dieter Reiter
		  Oberbürgermeister
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Satzung
über die Veränderungssperre Nr. 657
für die Flurstücke Nrn. 126/55, 126/2, 126/78, 126/24, 
126/79, 126/53, 126/25, 126/48, 126/27, 126/23, 126/51, 
126/22, 126/30, 126/20, 126/38, 126/19, 126/39, 126/50, 
126/18, 126/40, 126/17, 126/33, 126/16, 126/15, 126/35, 
126/68, 126/67, 126/46, 126/69, 126/45, 126/44, 126/56, 
126/54, 126/75 
Gemarkung Nymphenburg 

vom 24. Juni 2019

Die Landeshauptstadt München erlässt aufgrund der §§ 14 
und 16 des Baugesetzbuches (BauGB) sowie des Art. 23 der 
Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (GO) folgende 
Satzung:

§ 1
Räumlicher Geltungsbereich

(1)	� Für die Flurstücke Nrn. 126/55, 126/2, 126/78, 126/24, 
126/79, 126/53, 126/25, 126/48, 126/27, 126/23, 126/51, 
126/22, 126/30, 126/20, 126/38, 126/19, 126/39, 126/50, 
126/18, 126/40, 126/17, 126/33, 126/16, 126/15, 126/35, 	
126/68, 126/67, 126/46, 126/69, 126/45, 126/44, 126/56, 
126/54, 126/75 der Gemarkung Nymphenburg wird eine 
Veränderungssperre angeordnet.

(2)	�Der räumliche Geltungsbereich der Veränderungssperre 
ergibt sich aus dem Detailplan vom 24.04.2019, der als An­
lage 1 zur Veränderungssperre Bestandteil der Satzung ist. 
Die betroffenen Grundstücke sind in diesem Lageplan 
schwarz umrandet dargestellt.

§ 2
Verbote

(1)	� Vorhaben im Sinne des § 29 BauGB dürfen nicht durch­
geführt oder bauliche Anlagen nicht beseitigt werden.

(2)	�Erhebliche oder wesentlich wertsteigernde Veränderungen 
von Grundstücken und baulichen Anlagen, deren Verände­
rungen nicht genehmigungs-, zustimmungs- oder anzeige­
pflichtig sind, dürfen nicht vorgenommen werden.

§ 3
Inkrafttreten und Außerkrafttreten

(1)	� Die Satzung tritt am Tag nach Ihrer Bekanntmachung in 
Kraft.

(2)	�Sie tritt außer Kraft, wenn und soweit der für den Geltungs­
bereich dieser Satzung aufzustellende Bebauungsplan in 
Kraft getreten ist, spätestens nach Ablauf der gesetzlichen 
Zweijahresfrist gem. § 17 Abs. 1 BauGB unter Berücksich­
tigung der Zustellung der ersten Zurückstellung des Bau­
gesuchs.

Der Stadtrat hat die Satzung am �22.05.2019 beschlossen.

Hinweis gemäß § 18 Abs. 3 BauGB:

Dauert die Veränderungssperre länger als vier Jahre über den 
Zeitpunkt ihres Beginns oder der ersten Zurückstellung des 
Baugesuchs nach § 15 Abs. 1 BauGB hinaus, so ist den Be­
troffenen für dadurch entstandene Vermögensnachteile eine 
angemessene Entschädigung in Geld zu leisten (§ 18 Abs. 1 
BauGB). Der Entschädigungsberechtigte kann die Entschädi­
gung verlangen, wenn die im vorangegangenen Satz bezeich­
neten Vermögensnachteile eingetreten sind. Er kann die Fällig­
keit des Anspruchs dadurch herbeiführen, dass er die Leistung 
der Entschädigung schriftlich bei der Landeshauptstadt Mün­

chen (Kommunalreferat) beantragt (§ 18 Abs. 2 Satz 2 und 3 
BauGB).

München, 24. Juni 2019	 Dieter Reiter
		  Oberbürgermeister

Amtsblatt_18.indd   262 27.06.19   09:42



Amtsblatt der Landeshauptstadt München – Nr. 18/2019

263München, 24. Juni 2019

Dieter Reiter
Oberbürgermeister

Amtsblatt_18.indd   263 27.06.19   09:42



Amtsblatt der Landeshauptstadt München – Nr. 18/2019

264

Bekanntmachung

Bauleitplanverfahren – Beteiligung der Öffentlichkeit –
hier: �Öffentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. 2  

des Baugesetzbuches (BauGB)
         vom 10. Juli 2019 mit 13. August 2019

Stadtbezirk 9 Neuhausen-Nymphenburg
Stadtbezirk 4 Schwabing-West

Bebauungsplan mit Grünordnung Nr. 2096a
Dachauer Straße (nordöstlich),
Heßstraße (südwestlich),
Lothstraße (nordwestlich)
–– Kreativquartier an der Dachauer Straße/Schwere-Reiter-

Straße: Teilbereiche Kreativpark und Kreativplattform –
–– �Wohnnutzung, wohnverträgliche kreativwirtschaftliche und 

gewerbliche Nutzungen (Urbanes Gebiet, Mischgebiet), in­
tegrierte Kindertagesstätte mit Freifläche, öffentliche Grün­
flächen mit Kinderspielplätzen, kulturelle Nutzung (Gemein­
bedarfsfläche Kultur), Hochschulnutzung (Sondergebiet 
Hochschule), Straßenverkehrsflächen –

Der Entwurf des Bebauungsplanes mit Begründung liegt  
beim Referat für Stadtplanung und Bauordnung, Blumenstra­
ße 28b (Hochhaus), Erdgeschoss, Raum 071 (Auslegungsraum 
– barrierefreier Eingang an der Ostseite des Gebäudes, auf 
Blumenstraße 28a –), vom 10. Juli 2019 mit 13. August 2019, 
Montag mit Freitag von 6.30 bis 18 Uhr, öffentlich aus.

Stellungnahmen können während dieser Frist abgegeben  
werden. 
Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können bei 
der Beschlussfassung über den  Bebauungsplan unberück­
sichtigt bleiben. 

Wesentliche umweltbezogene Stellungnahmen liegen mit aus.

Es sind neben dem Umweltbericht, der zu den nachfolgend 
genannten Schutzgütern Aussagen enthält, folgende Arten 
umweltbezogener Informationen verfügbar: 

Informationen zum Schutzgut Mensch, insbesondere 
–– Verkehrsgutachten
–– erschütterungstechnische Untersuchung
–– schalltechnische Untersuchungen
–– Stellungnahme zur Relevanz verkehrsbedingter Luftschad­

stoffe

Informationen zum Schutzgut Boden, insbesondere
–– Sachstandsbericht Altlastensituation

–– Zusammenfassung der Ergebnisse historisch-genetische 
Rekonstruktion der potentiellen Kampfmittelbelastung 
(HgR-KM) / Bewertung Kampfmittelverdacht 

Informationen zum Schutzgut Wasser, insbesondere 
–– Sachstandsbericht Altlastensituation

Informationen zum Schutzgut Luft, insbesondere
–– Stellungnahme zur Relevanz verkehrsbedingter Luftschad­

stoffe 

Der Entwurf des Bebauungsplanes mit Begründung und die 
wesentlichen umweltbezogenen Stellungnahmen sind auch im 
Internet unter der Adresse www.muenchen.de/auslegung zu 
finden.

Hinweis zur Abgabe von Stellungnahmen:
Zum Nachweis des fristgemäßen Eingangs einer Stellung­
nahme wird für die letzten Tage der Auslegung empfohlen, 
den Sonderbriefkasten am Rathaus, Marienplatz 8 (neben 
dem Auskunftsschalter am Eingang Fischbrunnen), zu benut­
zen.

München, 17. Juni 2019	� Referat für Stadtplanung 
und Bauordnung

Bekanntmachung der Haushaltssatzung  
der Landeshauptstadt München  
für das Haushaltsjahr 2019

Auf Grund des Art. 63 ff. der Gemeindeordnung für den Frei­
staat Bayern (GO), in der jeweils gültigen Fassung, hat die 
Landeshauptstadt München am 19. Dezember 2018 folgende 
Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2019 erlassen, die 
hiermit gemäß Art. 65 Abs. 3 der Gemeindeordnung bekannt 
gemacht wird:

I.

§ 1

Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Haushalts­
jahr 2019 wird hiermit festgesetzt; er schließt

1.	 im Ergebnishaushalt mit
dem Gesamtbetrag der Erträge von	 7.549.349.900 €
dem Gesamtbetrag der Aufwendungen von	 7.207.968.900 €
und dem Saldo (Jahresergebnis) von	 341.381.000 €

2.	im Finanzhaushalt	
	 a) aus laufender Verwaltungstätigkeit mit	

	 dem Gesamtbetrag der Einzahlungen von	 7.211.068.500 €
	 dem Gesamtbetrag der Auszahlungen von	 6.768.994.800 €
	 und einem Saldo von	 442.073.700 €

	 b)	aus Investitionstätigkeit mit	
	 dem Gesamtbetrag der Einzahlungen von	 910.477.600 €
	 dem Gesamtbetrag der Auszahlungen von	 1.477.527.200 €
	 und einem Saldo von	- 567.049.600 €

	 c)	aus Finanzierungstätigkeit mit	
	 dem Gesamtbetrag der Einzahlungen von	 44.200.000 €
	 dem Gesamtbetrag der Auszahlungen von	 44.234.200 €
	 und einem Saldo von	- 34.200 €
d)	und dem Saldo des Finanzhaushalts

(Finanzmittelüberschuss/-fehlbetrag) von	- 125.010.100 €
ab.		
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§ 2

(1)	� Der Gesamtbetrag der Kreditaufnahmen für Investitionen 
und Investitionsförderungsmaßnahmen wird auf 
44.200.000 Euro neu festgesetzt.

(2)	�Kredite zur Finanzierung von Ausgaben nach dem Wirt­
schaftsplan des Eigenbetriebs „Stadtgüter München“ sind 
nicht vorgesehen.

(3)	�Der Gesamtbetrag der Kredite zur Finanzierung von Aus­
gaben nach dem Wirtschaftsplan des Eigenbetriebs 
„Markthallen München“ wird auf 1.000.000 Euro festge­
setzt.

(4)	� Der Gesamtbetrag der Kredite zur Finanzierung von Aus­
gaben nach dem Wirtschaftsplan des Eigenbetriebs 
„Münchner Stadtentwässerung“ wird auf 49.613.000 Euro 
festgesetzt.

(5)	�Der Gesamtbetrag der Kredite zur Finanzierung von Aus­
gaben nach dem Wirtschaftsplan des Eigenbetriebs „Ab­
fallwirtschaftsbetrieb München“ wird auf 25.000.000 Euro 
festgesetzt.

(6)	�Kredite zur Finanzierung von Ausgaben nach dem Wirt­
schaftsplan des Eigenbetriebs „Münchner Kammerspiele“ 
für das Geschäftsjahr 1. September 2018 bis 31. August 
2019 sind nicht vorgesehen.

(7)	�Der Gesamtbetrag der Kredite zur Finanzierung von Aus­
gaben nach dem Wirtschaftsplan des Eigenbetriebs 
„Dienstleister für Informations- und Telekommunikations- 
technik der Stadt München (it@M)“ wird auf 47.868.373 
Euro festgesetzt.

§ 3

(1)	� Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen zur 
Leistung von Auszahlungen für Investitionen und Investi­
tionsförderungsmaßnahmen in künftigen Jahren wird auf 
1.197.732.000 Euro festgesetzt.

(2)	�Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen im 
Wirtschaftsplan des Eigenbetriebs „Stadtgüter München“ 
wird auf 200.000 Euro festgesetzt.

(3)	�Verpflichtungsermächtigungen im Wirtschaftsplan des  
Eigenbetriebs „Markthallen München“ werden nicht fest­
gesetzt.

(4)	� Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen im 
Wirtschaftsplan des Eigenbetriebs „Münchner Stadtent­
wässerung“ wird auf 217.716.000 Euro festgesetzt.

 
(5)	�Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen im 

Wirtschaftsplan des Eigenbetriebs „Abfallwirtschafts­
betrieb München“ wird auf 99.719.000 Euro festgesetzt.

(6)	�Verpflichtungsermächtigungen im Wirtschaftsplan des  
Eigenbetriebs „Münchner Kammerspiele“ für das Geschäfts­
jahr 1. September 2018 bis 31. August 2019 wurden im 
Rahmen der 1. Nachtragshaushaltssatzung 2018 nicht 
festgesetzt.

(7)	�Verpflichtungsermächtigungen im Wirtschaftsplan des  
Eigenbetriebs „Dienstleister für Informations- und Tele­
kommunikationstechnik der Stadt München (it@M)“ werden 
nicht festgesetzt.

§ 4

Die Steuersätze (Hebesätze) für nachstehende Gemeinde­
steuern werden wie folgt festgesetzt:

1.	 Grundsteuer

	 a) �für die land- und forstwirtschaftlichen 
Betriebe (A)	 535 v. H.

	 b) für die Grundstücke (B)	 535 v. H.

2.	 Gewerbesteuer	 490 v. H.

§ 5

(1)	� Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen 
Leistung von Auszahlungen nach dem Haushaltsplan wird 
auf 800.000.000 Euro festgesetzt.

(2)	�Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen 
Leistung von Ausgaben des Eigenbetriebs „Stadtgüter 
München“ wird auf 500.000 Euro festgesetzt.

(3)	�Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen 
Leistung von Ausgaben des Eigenbetriebs „Markthallen 
München“ wird auf 2.500.000 Euro festgesetzt.

(4)	� Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen 
Leistung von Ausgaben des Eigenbetriebs „Münchner 
Stadtentwässerung“ wird auf 43.200.000 Euro festgesetzt.

(5)	�Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen 
Leistung von Ausgaben des Eigenbetriebs „Abfallwirt­
schaftsbetrieb München“ wird auf 33.000.000 Euro fest­
gesetzt.

(6)	�Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen 
Leistung von Ausgaben des Eigenbetriebs „Münchner 
Kammerspiele“ für das Geschäftsjahr 1. September 2018 
bis 31. August 2019 wurde im Rahmen der 1. Nachtrags­
haushaltssatzung 2018 auf 16.000.000 Euro festgesetzt.

(7)	�Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen 
Leistung von Ausgaben des Eigenbetriebs „Dienstleister 
für Informations- und Telekommunikationstechnik der 
Stadt München (it@M)“ wird auf 40.300.000 Euro fest­
gesetzt.

 
§ 6

Das Wirtschaftsjahr des Eigenbetriebs „Münchner Kammer­
spiele“ beginnt – abweichend vom Haushaltsjahr der Landes­
hauptstadt München – am 1. September und endet am
31. August des Folgejahres.
Die Festsetzungen für das Geschäftsjahr 1. September 2018 
bis 31. August 2019 erfolgten bereits im Rahmen der 1. Nach­
tragshaushaltssatzung 2018 und gelten bezogen auf das Wirt­
schaftsjahr 2018/2019 entsprechend weiter.

§ 7

Die Haushaltssatzung tritt am 1. Januar 2019 in Kraft.

II.

Die vom Stadtrat in der Sitzung am 19. Dezember 2018 be­
schlossene Haushaltssatzung ist hinsichtlich der Gesamtbe­
träge der Kredite nach § 2 Abs. 1, 3, 4, 5 und 7 und der Ver­
pflichtungsermächtigungen nach § 3 Abs. 1, 2, 4 und 5 mit 
Schreiben der Regierung von Oberbayern vom 12.06.2019 Nr. 
12.2-1512 LHM 00.19 rechtsaufsichtlich genehmigt worden. 
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Sonstige Genehmigungen waren nicht erforderlich.

III.

Die Haushaltssatzung der Landeshauptstadt München für das 
Haushaltsjahr 2019 samt ihren Anlagen liegt bis zur nächsten 
amtlichen Bekanntmachung einer Haushaltssatzung montags 
bis donnerstags jeweils von 09.30 Uhr bis 15.00 Uhr und frei­
tags von 09.30 Uhr bis 12.30 Uhr, im Rathaus, Marienplatz 8, 
Zimmer Nr. 492/IV. Stock (Stadtkämmerei), öffentlich auf.

München, 19. Juni 2019	 Dieter Reiter 
	 Oberbürgermeister

Öffentliches Trägerauswahlverfahren
Clearingstelle für Menschen ohne Krankenversicherung

1. Ausgangssituation
Der Stadtrat der Landeshauptstadt München hat am 
18.10.2018 mit dem Beschluss des Sozialausschusses (Sit­
zungsvorlage Nr. 14-20 / V 12346) die Einrichtung einer  
„Clearingstelle Gesundheit“ zur Klärung eines möglichen 
Krankenversicherungsschutzes beschlossen sowie die  
Schaffung eines kommunalen Gesundheitsfonds, der durch 
die Clearingstelle verwaltet werden soll (siehe hierzu auch  
im Internet unter www.ris-muenchen.de).

1.1 Menschen ohne Krankenversicherung
Die medizinische Versorgung von Menschen ohne Kranken­
versicherung in München ist nicht ausreichend. Die Stadtver­
waltung wurde daher vom Stadtrat beauftragt, Maßnahmen zu 
ergreifen, um eine adäquate Gesundheitsversorgung zu 
schaffen und eine Clearingstelle zu implementieren (einstim­
miger Beschluss vom 09.11.2017 Nr.14-20 / V 0990).

Die Beschlussvorlage umfasst u.a. folgende Maßnahmen als 
dreijähriges Pilotprojekt:
1. �Einrichtung einer Clearingstelle Gesundheit zur Klärung des 

Krankenversicherungsverhältnisses.
2. �Schaffung eines Gesundheitsfonds, der an die Clearing­

stelle angebunden wird, um im Einzelfall notwendige medi­
zinische Bedarfe zu decken.

Nach der letzten Erhebung des Statistischen Bundesamtes 
lebten in Deutschland im Jahr 2015 etwa 80.000 Menschen 
ohne Krankenversicherung. 
Eine statistische Erfassung von Menschen ohne Krankenver­
sicherung in München findet nicht statt. Eine Annäherung 
kann über die Statistiken der in München behandelten Men­
schen ohne Krankenversicherung erfolgen. Hierbei ist einerseits 
zu beachten, dass Patientinnen und Patienten bei mehreren 
Anlaufstellen registriert sein können und sich andererseits nur 
Menschen an diese Stellen wenden, die gesundheitliche Pro­
bleme aufweisen.  

Die Arztpraxis der Obdachlosenhilfe Sankt Bonifaz behandel­
te 2017 703 Patientinnen und Patienten ohne Krankenversi­
cherung. Ärzte der Welt versorgte 2017 im Rahmen von 1.343 
medizinischen Konsultationen 342 Menschen ohne Kranken­
versicherung, Malteser Migranten Medizin knapp 450 Patien­
tinnen und Patienten ohne Krankenversicherung. Die Arztpra­
xis für Wohnungslose im Haus an der Pilgersheimersstraße 
des Katholischen Männerfürsorgevereins behandelte 2017 
259 Menschen ohne Krankenversicherung. Die Gesamtzahl 
der Menschen ohne Krankenversicherung, die aktuell jährlich 

in einer der Anlaufstellen in Behandlung ist, wird somit auf 
über 1.000 Personen geschätzt.

Die weitaus größte Gruppe der Menschen ohne Krankenversi­
cherung stellen in München Zuwanderinnen und Zuwanderer 
aus EU-Ländern dar, die arbeitslos sind und keinen Anspruch 
auf Sozialleistungen haben. Zudem sind von der Problematik 
auch deutsche Staatsbürgerinnen und -Bürger und Menschen 
ohne Papiere betroffen. 

Für alle drei betroffenen Bevölkerungsgruppen gilt, dass in 
manchen Rechtskonstellationen ein Krankenversicherungs­
schutz eigentlich geltend gemacht werden könnte. Menschen 
ohne Papiere kann in vielen Fällen durch eine Klärung des 
Aufenthaltsstatus eine medizinische Grundversorgung über 
das Asylbewerberleistungsgesetz gewährt werden. Änderun­
gen im SGB II und SGB XII haben die Situation für Zuwande­
rinnen und Zuwanderer aus EU-Ländern, die nicht Vertrags­
staaten des Europäischen Fürsorgekommens sind, verschärft. 
Hintergrund und Auswirkungen wurden umfassend in der Sit­
zungsvorlage vom 09.11.2017, Nr.14-20 / V 0990 dargestellt. 

Die derzeitigen Angebote reichen nicht aus, um im Einzelfall 
den Krankenversicherungsstatus zu klären. Die Rechtslage 
hierzu ist sehr komplex.

Je nach Konstellation ist eine Nachversicherung über das 
Herkunftsland möglich, besteht ein Anrecht auf den Eintritt in 
eine deutsche Krankenversicherung, könnten nach Klärung 
des Aufenthaltsstatus Leistungen über das Asylbewerberleis­
tungsgesetz gewährt werden.
In anderen Konstellationen ist bei der gegebenen Rechtslage, 
abgesehen von einer privaten Krankenversicherung, die für 
den Personenkreis meist nicht finanzierbar ist, kein Versiche­
rungsschutz möglich.

1.2 Gesundheitsfonds
Für Menschen ohne Krankenversicherung hat die Landes­
hauptstadt München mit o.g. Beschluss im Rahmen einer 
dreijährigen Pilotphase einen Gesundheitsfonds in Höhe von 
jährlich 500.000,--  Euro eingerichtet. Ähnliche Fondskonzep­
te existieren bereits in anderen Kommunen (Düsseldorf, Ham­
burg, Berlin, Jena, Hannover, Göttingen). In Hamburg entstan­
den 2016 bei Gewährung von Mitteln aus dem dortigen 
Notfallfonds, wenn keine vorrangigen Leistungsansprüche be­
standen, Behandlungskosten durch Fachärztinnen / Fachärzte 
und Krankenhäuser von durchschnittlich 730 Euro pro Fall.   

Die Verwaltung des Gesundheitsfonds und die Ausreichung 
von Zuschüssen daraus wird bei der einzurichtenden Clea­
ringstelle angebunden, um die Sicherstellung von Hilfen auch 
für Menschen ohne Papiere zu gewährleisten (§ 87 AufenthG). 

Leistungsberechtigt aus dem Gesundheitsfonds sind grund­
sätzlich:
–– Deutsche
–– EU-Ausländerinnen und -Ausländer
–– Menschen ohne Papiere
–– Menschen mit geklärtem und ungeklärtem Aufenthalts­

status aus Drittstaaten
Nicht leistungsberechtigt sind dagegen Touristinnen und Tou­
risten.

Grundsätzlich können aus dem Gesundheitsfonds notwendi­
ge medizinisch indizierte Behandlungen bewilligt werden. 
Nicht übernommen werden können dagegen Transportkosten, 
Rücktransporte ins Heimatland sowie reine Gesprächs- und 
Beratungsleistungen.

Die zu übernehmenden Behandlungskosten dürfen weder den 
Leistungskatalog des Asylbewerberleistungsgesetzes 
(AsylbLG) noch die Festbeträge der gesetzlichen Krankenver­
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sicherung übersteigen. Hiervon abweichende bzw. höhere 
Kosten müssen abgelehnt werden.
Die Bewilligung von finanziellen Mitteln aus dem Gesundheits­
fonds ist nur für den Einzelfall möglich.

Voraussetzung für die Gewährung der Mitteln ist:
–– die medizinisch zertifizierte Notwendigkeit der Maßnahme,
–– die Hilfebedürftigkeit der Person,
–– ein in München bestehender Lebensmittelpunkt sowie
–– eine abschlägige Prüfung der Clearingstelle, ob anderweiti­

ge Ansprüche bei Leistungsträgern bestehen.

Die Clearingstelle entscheidet eigenverantwortlich über Be­
handlungskosten von insgesamt bis zu 5.000.-- Euro pro Fall 
in einem Kalenderjahr. Sobald allerdings die Ausgaben für  
1 Quartal 100.000.-- Euro übersteigen ist bei allen weiteren 
Bewilligungen die Fachsteuerung einzubinden.

Bei Behandlungskosten von über 5.000.-- Euro pro Fall in ei­
nem Kalenderjahr erfolgt die Entscheidung nicht durch die 
Clearingstelle sondern durch eine Härtefallkommission. Diese 
ist durch die Clearingstelle in solchen Fällen zwingend und 
zeitnah einzubinden.

Im Einzelfall können Finanzmittel als Vorleistung bereitgestellt 
werden, um eine adäquate medizinische Versorgung auch in 
der Clearingphase sicherzustellen. Von Leistungsträgern über 
Abtretungserklärungen rückerstattete Mittel fließen in den Ge­
sundheitsfonds zurück.

Die von der Clearingstelle abgegebenen Kostenzusagen sind 
fristgebunden. Zugesicherte Behandlungen müssen innerhalb 
von 14 Tagen ausgeführt bzw. bei den behandelnden Ärztin­
nen / Ärzten oder Kliniken fix terminiert sein. Die Neuausstel­
lung einer Kostenzusicherung durch die Clearingstelle bei 
nicht durchgeführter Behandlung ist zu einem späteren Zeit­
punkt selbstverständlich möglich.

2. Trägerauswahl
Ausgeschrieben wird die Trägerschaft für oben beschriebene 
Clearingstelle inklusive der Verwaltung des Gesundheitsfonds 
für die vom Stadtrat bewilligte dreijährige Pilotphase.

Auf der Grundlage der städtischen Ausschreibungsrichtlinien 
für bezuschusste soziale Einrichtungen sucht das Amt für 
Wohnen und Migration der Landeshauptstadt München mit 
diesem Schreiben einen freien Träger der Wohlfahrtspflege, 
dessen Erfahrungen und Möglichkeiten im Bereich der Bera­
tung und dem Clearing von Menschen ohne Krankenversiche­
rung in München genutzt werden soll. Das Ergebnis des Trä­
gerauswahlverfahrens wird dem Stadtrat zur Entscheidung 
vorgelegt.

3. Fachliche Ausrichtung der Clearingstelle 
Bei der neu einzurichtenden Clearingstelle handelt es sich zu­
nächst um ein auf drei Jahre befristetes Modellprojekt, das 
über den Projektzeitraum evaluiert werden soll. Am Ende des 
Projektzeitraumes wird dem Stadtrat der Landeshauptstadt 
München das Ergebnis der Evaluation vorgestellt werden. Das 
Sozialreferat ist bestrebt, die Clearingstelle über den Projekt­
zeitraum hinaus zu verstetigen, wenn Sozialreferat und Stadt­
rat das Ergebnis der Evaluation als positiv bewerten und 
durch die Clearingstelle auf Dauer ein eindeutiger Mehrwert 
für die in München lebenden Menschen ohne Krankenversi­
cherung entsteht.

Daher soll das Projekt Möglichkeiten ausloten und Chancen 
aufzeigen, wie Menschen ohne Krankenversicherung zum ei­
nen am besten wieder ins Krankenversicherungssystem integ­
riert werden können und zum anderen, wo dies nicht möglich 
ist, besser medizinisch versorgt werden können. Hierzu erfol­
gen durch den Träger in enger Abstimmung mit der fachlichen 

Steuerung und dem Fachbeirat Bedarfs- und Problemanaly­
sen der vorhandenen Strukturen sowie die Erarbeitung von 
Verbesserungs- bzw. Lösungsvorschlägen.

4. Personalausstattung
Im folgenden wird die Bezuschussung der Personalausstat­
tung zum Betrieb der Clearingstelle und die entsprechenden 
Arbeitsbereiche und Aufgabenstellungen dargestellt. 

4.1 Pädagogisches Personal
Um den oben genannten Beratungs- und Betreuungszielen 
gerecht zu werden, wird 1 Vollzeitäquivalent (VZÄ) Soziale Ar­
beit (Diplom, Master oder Bachelor)  bezuschusst. Die Einwer­
tung orientiert sich am TVöD SuE 12 bzw. E 9. Erfolgt die Be­
setzung einer Stelle an eine Person ohne Diplom, Master oder 
Bachelor Soziale Arbeit, so ist die Anerkennung eines abge­
schlossenen vergleichbaren Studiengangs nach vorheriger 
Einzelfallbewertung und dem Nachweis von weitreichenden 
Zusatzqualifikationen im Bereich Soziale Arbeit bzw. einschlä­
giger Berufserfahrung in der Betreuung von Menschen ohne 
Krankenversicherung.

4.1.1 Fachliche Arbeitsbereiche
–– Erkennen von gesundheitlichen und psychosozialen Bedar­

fen, und gemeinsame Bearbeitung im Fallverlauf. Unterstüt­
zung in der Gesundheitsförderung und bei der medizini­
schen Versorgung, Einleiten und Begleitung von 
Behandlungen und Therapien.

–– Hilfe und Intervention zur Stabilisierung bei psychischen 
Extrembelastungen.

–– Information und Beratung über existenzsichernde Hilfen
–– Hilfe bei der Beantragung sowie Unterstützung bei der 

Durchsetzung sozialer Hilfen bzw. Rechtsansprüche bei 
Ämtern und Institutionen

–– Vermittlung an bzw. Einbezug von spezialisierten Fach­
diensten (z.B.Schwangerschaftsberatungsstellen, Gesund­
heitsberatungsstellen, Suchtberatungsstellen, sozial­
psychiatrische Dienste, Beratungsstellen für Frauen in Not/
Gewaltschutz etc.)

–– Krisenintervention, Deeskalation und Nachbearbeitung. Hil­
fen zum Erlernen persönlicher Konfliktbewältigungsstrategi­
en.

–– Beratung bei der Weichenstellung der Zukunftsperspektive.
–– Dokumentation der Fallverläufe, Erstellen von Maßnahme­

plänen mit regelmäßiger Überprüfung der Zielvereinbarung.
–– Beratung, Begleitung und Information zum Umgang mit Be­

hörden.
–– Vermittlung nach Bedarf an geeignete Beratungsstellen. 

4.1.2 Fallübergreifende Aufgabenbereiche:
–– Wöchentliche Teamsitzungen.
–– Gruppenübergreifende Intervisionen und kollegiale Fall­

beratung.
–– Quartalstreffen mit dem Fachbeirat und der Fachsteuerung
–– Die Teilnahme an Fort- und Weiterbildungsmaßen und an 

Supervisionen ist ausdrücklich gewünscht und kann den 
Zuschussrichtlinien entsprechend bezuschusst werden.

–– Konzeptionelle Arbeit: Fortschreibung der konzeptionellen 
Arbeit der Einrichtung. Beteiligung an fachspezifischen  
Arbeitsgruppen und Ähnliches.

–– Koordinierung des Ehrenamtes. 
–– Ggf. Klärung, ob und wie eine Legalisierung des Aufenthalte 

möglich ist (enge Zusammenarbeit mit der ABH und Café 
104)

–– Bereitstellung von Informationen für Fachdienste und Inter­
essierte

–– Recherche, Informationsaustausch und Netzwerkaufbau
–– Kontaktaufnahme zu den verantwortlichen Stellen (KV in 

Deutschland, den Herkunftsländern, Sozialleistungsträgern 
etc.)

–– Ansprechpartnerinnen und -partner für Arztpraxen und 
Krankenhäuser, die Menschen mit unklarem Versicherungs­
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status behandeln und für andere Stellen, an die sich Men­
schen ohne Krankenversicherung wegen gesundheitlicher 
Probleme wenden

–– Enge Zusammenarbeit und Kooperation mit den medizini­
schen Anlaufstellen von Ärzte der Welt, Malteser Medizin 
für Menschen ohne Krankenversicherung, Praxis St. Boni­
faz und der Praxis im Haus an der Pilgersheimer Straße (im 
Weiteren kurz „Anlaufstellen“)

–– Zuschussgewährung aus dem Gesundheitsfonds
–– Dokumentationspflichten
–– Erstellen eines Controllings, Erstellen von Tätigkeitsberich­

ten

4.1.3 Erforderliche Fachkenntnisse
–– Fundierte rechtliche Fachkenntnisse in SBG II, SGB V, SGB 

XII, AufenthG, AsylbLG und BGB, bzw. die Bereitschaft, 
sich diese Kenntnisse zeitnah anzueignen.

–– Kenntnisse der gesamtstädtischen Infrastruktur, insbeson­
dere im Bereich Flüchtlings- und Migrationsarbeit. 

–– Fachwissen im Bereich psychische Auffälligkeiten und 
Überblick zu sozial- und psychotherapeutischen Hilfsange­
boten im Stadtgebiet.

–– Methodenkenntnisse zur Krisenintervention.
–– Fundierte Fachkenntnisse in sozialpädagogischen Metho­

den und Beratungsformen.
–– Fundierte Kenntnisse und Kompetenzen in interkultureller 

Kommunikation.

4.2 �Sozialversicherungsfachangestellte oder Sozialversi-
cherungsfachangestellter der Fachrichtung allgemei-
ne Krankenversicherung

Bezuschusst wird der Einsatz einer Sozialversicherungsfach­
angestellten bzw. eines Sozialversicherungsfachangestellten 
der Fachrichtung allgemeine Krankenversicherung mit mehr­
jähriger Berufserfahrung, da ohne dieses Fachwissen die  
Aneignung der entsprechenden Expertise erst im Laufe der 
Tätigkeit für den erfolgreichen Betrieb der Clearingstelle 
nachhaltig gefährden würde. Auch ist der Einsatz alternativen 
Personals nur denkbar, wenn eine gleichwertige Qualifikation 
mit gleicher Berufserfahrung dezidiert nachgewiesen werden 
kann. Die Einwertung dieser Stelle orientiert sich am TVöD 
E9c.

4.2.1. Fachliche Arbeitsbereiche
–– Klärung, ob andere Absicherung im Krankheitsfall bei inlän­

discher oder ausländischer Krankenversicherung besteht, 
ggf. auch bei einer Reisekrankenversicherung.

–– Abklärung, ob eine Integration in die Regelversorgung nach 
SGB II, SGB V, SGB XII, AsylbLG etc. möglich ist

–– Prüfung, ob eine Krankenversicherungspflicht besteht und 
bei gesetzlicher oder privater Krankenkasse (wieder)herge­
stellt werden kann 

–– Fachliche und individuelle Beratung von Menschen ohne 
bzw. mit einem ungeklärten Krankenversicherungsschutz 

–– Hilfe bei der Beantragung sowie Unterstützung bei der 
Durchsetzung sozialer Hilfen bzw. Rechtsansprüche bei 
Ämtern und Institutionen

–– Aufklärung über Gesundheitssystem in Deutschland
–– Beratung der Klientinnen und Klienten zur Bedarfsfeststel­

lung und zu Lösungswegen
–– Begleitende Klärung der Kostenträgerschaft und bei Bedarf 

im Rahmen der medizinischen Behandlungen
–– Geltendmachung und Durchsetzung von Ansprüchen ge­

genüber Krankenkassen bzw. Klientinnen und Klienten bei 
Vorleistung aus dem Gesundheitsfonds wenn Krankenversi­
cherung hergestellt werden konnte bzw. sich andere vor­
rangige Ansprüche ergeben.

4.2.2 Fallübergreifende Aufgabenbereiche:
–– Wöchentliche Teamsitzungen.
–– Gruppenübergreifende Intervisionen und kollegiale Fall­

beratung.

–– Quartalstreffen mit dem Fachbeirat und der Fachsteuerung
–– Ggf. Klärung, ob und wie eine Legalisierung des Aufenthal­

tes möglich ist (enge Zusammenarbeit mit der ABH und 
Café 104)

–– Bereitstellung von Informationen für Fachdienste und Inter­
essierte

–– Recherche, Informationsaustausch und Netzwerkaufbau
–– Kontaktaufnahme zu den verantwortlichen Stellen (KV in 

Deutschland, den Herkunftsländern, Sozialleistungsträgern 
etc.)

–– Ansprechpartner für Arztpraxen und Krankenhäuser, die 
Menschen mit unklarem Versicherungsstatus behandeln 
und für andere Stellen, an die sich Menschen ohne Kran­
kenversicherung wegen gesundheitlicher Probleme  
wenden

–– Enge Zusammenarbeit und Kooperation mit den Anlaufstel­
len

–– Zuschussgewährung aus dem Gesundheitsfonds
–– Dokumentation der Fälle
–– Erstellen eines Controllings, Erstellen von Tätigkeitsberich­

ten

4.2.3 Erforderliche Fachkenntnisse
–– Fundierte Kenntnisse im in- und ausländischen Krankenver­

sicherungsrecht
–– Fundierte rechtliche Fachkenntnisse in SBG II, SGB V, SGB 

XII, AufenthG, AsylbLG und BGB, bzw. die Bereitschaft, 
sich diese Kenntnisse zeitnah anzueignen.

–– Kenntnisse der gesamtstädtischen Infrastruktur, insbeson­
dere im Bereich Flüchtlings- und Migrationsarbeit. 

–– Fundierte Kenntnisse und Kompetenzen in interkultureller 
Kommunikation.

4.3 Verwaltungsfachkraft
Zur Verwaltung und buchhalterischen Abwicklung des Ge­
sundheitsfonds sowie für sämtliche Dokumentationspflichten 
im Rahmen des Projektes werden 0,5 VZÄ einer Verwaltungs­
kraft bezuschusst. Die Eingruppierung dieser Stelle orientiert 
sich an TVöD E8 und sollte für den mittleren Verwaltungs­
dienst qualifiziert sein bzw. eine vergleichbare Qualifikation 
wie z.B. die abgeschlossene Ausbildung in einem kaufmänni­
schen Beruf nachweisen können. 

4.3.1 Fachliche Arbeitsbereiche
–– Abwicklung des Zahlungsverkehrs
–– Abwicklung aller organisatorischen Belange der Clearing­

stelle
–– Buchhaltung für das ganze Projekt
–– Geltendmachung und Überwachung von etwaigen Rück­

zahlungen
–– Dokumentation 

4.3.2 Fallübergreifende Arbeitsbereiche
–– Wöchentliche Teamsitzungen.
–– Gruppenübergreifende Intervisionen und kollegiale Fall­

beratung.
–– Quartalstreffen mit dem Fachbeirat und der Fachsteuerung 

bei Bedarf
–– Mitarbeit bei Controlling und Berichten
–– Überwachung der Geldabflüsse
–– Erstellung von Verwendungsnachweisen 
–– Koordination der Dolmetschereinsätze

4.3.3 Erforderliche Fachkenntnisse
–– Sehr gute Kenntnisse in der Finanzbuchhaltung inkl. prakti­

scher Erfahrung in der Anwendung
–– Kenntnisse in der Kosten- und Leistungsrechnung, (Kosten­

stellenrechnung) wünschenswert
–– Kenntnisse in der Anlagenbuchhaltung
–– Erfahrungen und gute Kenntnisse in der Jahresabschluss-

Erstellung
–– Allgemeine Verwaltungskenntnisse
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5. Arbeitsgrundlagen
Die Beratungen der Clearingstelle erfolgen streng vertraulich 
als Einzelberatung unter Wahrung des Datenschutzes in einer 
Art Fallmanagement. Bei Bedarf erfolgen die Beratungsge­
spräche wie auch die entsprechende Dokumentation anonym.

5.1 Im Clearingverfahren
Folgende Aufgaben bzw. Vorgaben sind im Rahmen des  
Clearings zu erfüllen:
–– Fachliche und individuelle Beratung von Menschen ohne 

bzw. mit einem ungeklärten Krankenversicherungsschutz 
und individuelle Überprüfung der Möglichkeiten eines Zu­
gangs zur gesundheitlichen Regelversorgung

–– Aufklärung über Gesundheitssystem in Deutschland
–– Beratung der Klientinnen und Klienten zur Bedarfsfeststel­

lung und zu Lösungswegen
–– Klärung der Kostenträgerschaft, bei Bedarf auch parallel 

zur medizinischen Behandlung
–– Ggf. Klärung, ob und wie eine Legalisierung des Aufenthal­

tes möglich ist (enge Kooperation mit der ABH und Café 
104)

–– Bereitstellung von Informationen für Fachdienste und Inter­
essierte

–– Recherche, Informationsaustausch und Netzwerkaufbau
–– Kontaktaufnahme zu den verantwortlichen Stellen (KV in 

Deutschland, den Herkunftsländern, Sozialleistungsträgern 
etc.)

–– Ansprechpartner für Arztpraxen und Krankenhäuser, die 
Menschen mit unklarem Versicherungsstatus behandeln 
und für andere Stellen, an die sich Menschen ohne Kranken­
versicherung wegen gesundheitlicher Probleme wenden

–– Enge Zusammenarbeit und Kooperation mit den Anlaufstel­
len 

–– Organisation und Abhalten von Sprechstunden vor Ort bei 
den Anlaufstellen

–– Dokumentation der Einzelfälle
–– Erstellen eines Controllings, Erstellen von Tätigkeitsberichten
–– Evaluation der dreijährigen Projektphase 

5.2 Im Rahmen der Zuschussgewährung aus dem Gesund-
heitsfonds
–– Vor Inanspruchnahme von Leistungen aus dem Gesund­

heitsfonds muss ein Clearingverfahren durchlaufen sein
–– Hierbei ist es Aufgabe der Clearingstelle abschließend zu 

klären:
–– ob eine andere Absicherung im Krankheitsfall besteht (in- 

oder ausländische Krankenversicherung, ggf. Reisekran­
kenversicherung)

–– ob eine Integration in die Regelversorgung (SGB II, SGB 
V, SGB XII, AsylbLG etc.) möglich ist

–– ob Krankenversicherungspflicht besteht und ggf. eine 
Versicherung bei einer gesetzlichen oder privaten Kasse 
hergestellt werden kann

–– Bewegt sich der Leistungsumfang der notwendigen Be­
handlung im Rahmen des AsylbLG und innerhalb der 
Festbeträge der gesetzlichen Krankenversicherung

–– Ist tatsächlich Mittellosigkeit gegeben (kein eigener Ar­
beitsverdienst, kein Vermögen, auch die Partnerin oder 
der Partner sind nicht leistungsfähig

–– Die betroffene Person hat tatsächlich ihren gewöhnlichen 
Aufenthalt (GA) in München, es handelt sich nicht um 
eine Touristin oder einen Touristen und es besteht kein 
anderer GA

–– Vorliegen einer schriftlichen Erklärung der Klientenin oder 
des Klienten über Mittellosigkeit und Plausibilitätsprüfung 
durch die Clearingstelle

–– Wenn alle vorstehenden Punkte geklärt sind, können Mittel 
aus dem Gesundheitsfonds bewilligt werden

–– Die Clearingstelle entscheidet eigenverantwortlich über Be­
handlungskosten von insgesamt bis zu 5.000.-- Euro pro 
Fall in einem Kalenderjahr. Sobald allerdings die Ausgaben 

für 1 Quartal 100.000.-- Euro übersteigen, ist bei allen wei­
teren Bewilligungen die Fachsteuerung einzubinden.

–– Bei Behandlungskosten von über 5.000.-- Euro pro Fall in 
einem Kalenderjahr erfolgt die Entscheidung nicht durch 
die Clearingstelle sondern durch eine Härtefallkommission. 
Diese ist durch die Clearingstelle in solchen Fällen zwin­
gend und zeitnah einzubinden.

6. Rahmenbedingungen

6.1 Kosten der Erstausstattung
Für die Beschaffung der Büroräume sowie der Erstausstat­
tung für die Büroräume (Büromöbel, PC, Drucker und Telefon) 
ist der Träger zuständig. 

Die Kosten für die Büroausstattung werden per einmaligem  
Investitionskostenzuschuss durch die LHM mit 7.000.-- Euro 
finanziert. Für Miet- und Sachkosten werden pro Jahr  
35.000.-- Euro durch die LHM zur Verfügung gestellt.

6.2 Personalkosten
Für das im Projekt einzusetzende Personal 
1 VZÄ Soziale Arbeit (TVöD SuE 12 bzw. E 9 – 68.000 Euro 
p.a. inkl. Tariferhöhung)
1 VZÄ Sozialversicherungsfachangestellte oder Sozialversi­
cherungsfachangestellter der Fachrichtung allgemeine Kran­
kenversicherung TVöD E9c – 62.280 Euro p.a. inkl. Tariferhö­
hung)
0,5 VZÄ Verwaltungsfachkraft zur Verwaltung des Gesund­
heitsfonds (TVöD E8 – 28.000 Euro p.a. inkl. Tariferhöhung)
wird ein jährlicher Zuschuss von insgesamt 158.280.-- Euro 
gewährt.

6.3. Sonstige Kosten
Darüber hinaus werden für Zentrale Verwaltungskosten je­
weils ein jährlicher Zuschuss in Höhe von 18.000.-- Euro und 
für Dolmetscherleistungen in Höhe von 2.000.-- Euro gewährt.

7. Auswahlverfahren
Die Bewerbungen werden von einer Bewertungskommission 
des Sozialreferates geprüft. Es wird ein Vergleich der Bewer­
bungen vor allem nach den Bewertungskriterien Fachlichkeit, 
Wirtschaftlichkeit und Eignung der Bewerber und Bewerber 
vorgenommen. Das Ergebnis des Auswahlverfahrens wird 
dem Stadtrat der Landeshauptstadt München (Sozialaus­
schuss) voraussichtlich Ende 2019 in einer nicht-öffentlichen 
Sitzung zur Entscheidung vorgelegt.

8. Auswahlkriterien
Insbesondere werden folgende fachliche Bewertungskriterien 
ausschlaggebend sein:

–– Legen Sie Ihre Erfahrungen in der Beratung und Betreuung 
von Personen ohne Krankenversicherung mit dem Schwer­
punkt Gesundheitsthemen dar (Gewichtung 2-fach).

–– Stellen Sie Ihre Kenntnisse der örtlichen Infrastruktur und 
der leistungserbringenden Stellen in der Gesundheitsver­
sorgung dar. Gehen Sie dabei besonders auf die Vernet­
zung im Münchner Hilfesystem wie Flüchtlings- und Integ­
rationsberatung und Gesundheitsfürsorge, sowie Ihre 
Erfahrungen mit Hilfen für Menschen ohne Krankenversi­
cherung ein. (3-fache Gewichtung).

–– Legen Sie Ihre Erfahrungen und Fachkenntnisse im Bereich 
Krankenversicherungs- sowie Sozialrecht dar und stellen 
Sie konzeptionell dar, wie Sie Klientinnen und Klienten, wo 
möglich, (wieder) in die gesetzliche bzw. private Kranken­
versicherung integrieren wollen (Gewichtung 3-fach).

–– Legen Sie dar, inwieweit Ihr Träger in der Lage ist, die in der 
Ausschreibung geforderte notwendige Berufserfahrung des 
Fachpersonals sicher zu stellen (Gewichtung 3-fach).

–– Legen Sie darüber hinaus dar, wie Sie sicherstellen, dass 
keine Bewerberin und kein Bewerber bei der Besetzung der 
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Stellen im Rahmen dieses Projektes aufgrund des Ge­
schlechtes, der Herkunft, der sexuellen Identität oder der 
Religionszugehörigkeit benachteiligt wird (Gewichtung 
3-fach).

–– Stellen Sie dar, wie Sie, sollten Sie auch Betreiberin / Be­
treiber einer der medizinischen Anlaufstellen sein, die Tren­
nung von Anlauf- und Clearingstelle gewährleisten wollen,
um Interessenkonflikte zu vermeiden (Gewichtung 3-fach).

–– Eine gute Vernetzung des Trägers innerhalb Münchens und
im ehrenamtlich geprägten System der Krankenversorgung
nicht krankenversicherter Menschen ist von großem Vorteil.
(Gewichtung 2-fach)

–– Konfliktdynamiken sind Bestandteil menschlichen Zusam­
menlebens. Legen Sie Erfahrungen und Konzepte zum Kon­
fliktmanagement und Deeskalationsstrategien dar. (Gewich­
tung 1-fach).

Darüber hinaus wird bei der Bewertung die Wirtschaftlichkeit 
des Angebots von Bedeutung sein. Bei der Auswahl des Trä­
gers werden Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit im Zusam­
menhang mit dem Umfang und der Qualität des Leistungsan­
gebotes sowie der Kostentransparenz und ggf. der Einsatz 
von Eigenmitteln beurteilt und berücksichtigt. 

–– Legen Sie deshalb eine Gesamtbewerbung inklusive Kosten
der Erstausstattung vor (Gewichtung 3-fach).

–– Berücksichtigen Sie dabei den Einsatz von Eigenmitteln
(Gewichtung 2-fach)

Bei der Auswahl des Trägers werden die fachlichen Kriterien 
in Bezug auf die Aufgabenerfüllung höher bewertet als die 
sonstigen Kriterien.

Die Scientology-Erklärung ist unterschrieben der Bewerbung 
beizufügen.

Mit der Auswahl verpflichtet sich der Träger zur politischen 
und weltanschaulichen Offenheit sowie der Toleranz gegen­
über Andersdenkenden. Von der politischen und weltan­
schaulichen Offenheit wird insbesondere auch umfasst, dass 
keine verfassungsfeindlichen und rassistischen, gemäß der 
„Arbeitsdefinition Antisemitismus“ antisemitischen oder anti­
demokratischen Inhalte vertreten werden. Siehe hierzu auch 
Anlage 5 zur Kenntnis.

9. Bewerbungsmodalitäten
Die Bewerbungsunterlagen können bei der Landeshauptstadt
München, Sozialreferat, Amt für Wohnen und Migration, S-III-
MF/SPV, Werinherstraße 89, 81541 München angefordert
werden. Für die Anforderung wenden Sie sich bitte an Herrn
Schnell (roland.schnell@muenchen.de).

Darüber hinaus sind die Unterlagen abrufbar auf der Webseite 
der Landeshauptstadt München:
http://www.muenchen.de/rathaus/Stadtverwaltung/Sozialre­
ferat/Themen/Wir-ueber-uns/Ausschreibungen-des-Sozialre­
ferats.html

Die Bewerbung muss spätestens bis 22.07.2019, 12:00 Uhr, 
bei der Landeshauptstadt München, Sozialreferat, Amt für 
Wohnen und Migration, S-III-MF/SPV, Werinherstraße 89, 
81541 München schriftlich im Original im verschlossenen 
Briefumschlag eingegangen sein. Der Umschlag ist deutlich 
zu kennzeichnen mit: Bewerbung Clearingstelle für Menschen 
ohne Krankenversicherung.
Die Bewerbung kann auch persönlich oder per Boten in Zim­
mer 34.412 Montag bis Freitag, zwischen 09:00 Uhr und  
12:00 Uhr, abgeben werden.

In der Bewerbung ist insbesondere darzulegen, dass sowohl 
die genannten Leistungsvorgaben erfüllt werden können als 
auch die Voraussetzungen vorliegen. Soweit sich nur ein Trä­

ger bewirbt und die Anforderungen nicht optimal erfüllt, ist es 
möglich, das Verfahren aufzuheben und ggf. gezielt zu bezu­
schussen. Sollten auch bei mehreren Bewerbungen die Anfor­
derungen nicht optimal erfüllt sein, ist es auch hier möglich, 
das Verfahren aufzuheben und gezielt zu bezuschussen. Zur 
Bewerbung sind die entsprechenden Formulare zu verwenden. 
Das vorgegebene Bewerbungsraster und die Schriftgrößen 
sind einzuhalten. Insgesamt darf die Bewerbung (ohne Kos­
ten- und Finanzierungsplan und weitere Anlagen) 10 DIN A 4 
Seiten nicht überschreiten. Die Nichteinhaltung der Begren­
zung des Bewerbungsumfangs auf 10 DIN A 4 Seiten in  
Arial 11 führt automatisch zum Ausschluss. 

	 Sozialreferat
Amt für Wohnen und Migration

Bekanntmachung und Auswahl von Trägerschaften		
für bezuschusste soziale Einrichtungen:			

Fürstenrieder Straße 6a
Kinderkrippe

Otto-Meitinger-Straße 5
Haus für Kinder

Die Landeshauptstadt München beabsichtigt, die Träger­
schaft für städtische Bauten an freigemeinnützige und sonsti­
ge Träger zum Betrieb von anerkannten und genehmigten öf­
fentlichen Kindertageseinrichtungen, zu übertragen:

Fürstenrieder Straße 6a
Laim (25)
Kinderkrippe
36 Plätze für Kinder unter 3 Jahren
integriert in einem Wohnbaugebiet
Fertigstellung geplant III/20

Otto-Meitinger-Straße 5
Aubing-Lochhausen-Langwied (22)
Haus für Kinder
36 Plätze für Kinder unter 3 Jahren und
75 Plätze für Kinder ab 3 Jahren bis zum Schuleintritt
integriert in einem Wohnbaugebiet, Mehrzweckraum
Fertigstellung geplant I/20

Die Kindertageseinrichtung in der Otto-Meitinger-Straße 
5 befindet sich um neu entstehenden Stadtteil Freiham. 
Dort wird in Kooperation von Referat für Bildung und 
Sport, Referat für Gesundheit und Umwelt und Sozialre-
ferat eine Präventionskette aufgebaut. Im Zentrum steht 
dabei das gute und gesunde Aufwachsen für alle Kinder 
in Freiham. Eine Teilnahme an der Präventionskette wird 
gewünscht. 
Weitere Informationen finden sich unter: https://www.
muenchen.de/rathaus/Freiham/Praeventionskette.html

Die Landeshauptstadt München steht in der Verantwortung, 
den Rechtsanspruch auf Kindertagesbetreuung zu erfüllen. 
Der Geschäftsbereich KITA im Referat für Bildung und Sport 
behält sich deshalb vor, für die Erstbelegung von neu überlas­
senen städtischen Einrichtungen, Vorgaben hinsichtlich der 
Altersstruktur und Platzvergabe zu machen.
Der Geschäftsbereich KITA kann fordern, dass Kindergarten­
plätze in neuen Einrichtungen im Rahmen der Erstbelegung 
vorrangig mit 2-Jährigen belegt (maximal 12 Krippenkinder 
pro  Kindergartengruppe) werden und, dass sobald eines die­
ser Kinder das 3. Lebensjahr vollendet, der hierdurch gewon­
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nene Platz bis zur vollen lt. Betriebserlaubnis und Vertrag zu­
gelassenen Gruppenstärke mit Kindern der Altersgruppe der 
3-6-jährigen gemäß Satzung unverzüglich nachbelegt wird. 
Hortplätze in neuen Einrichtungen können im Rahmen der 
Erstbelegung vorrangig mit Kindern im Jahr vor der Einschu­
lung belegt werden.
Unabhängig davon führt die KITA-Elternberatung zunächst 
alle Vormerklisten für die ausgeschriebenen Kindertagesein­
richtungen. 
Der Träger ist verpflichtet diese Vormerklisten für die Auswahl 
zu übernehmen. 
Die Krippenplätze und Kindergartenplätze sind entsprechend 
dieser Liste zu vergeben, bei der Erstvergabe sind die dem 
Träger von der KITA Elternberatung bezeichneten Kinder im 
Krippen- und Kindergartenalter aufzunehmen. Einzelne Krip­
pen- oder Kindergartenkinder können auch noch im Lauf des 
ersten Jahres nach Inbetriebnahme von der KITA-Elternbera­
tung zur Aufnahme zugewiesen werden. 
Der Träger darf bis zum Ablauf von 12 Monaten nach der In­
betriebnahme nur dann Zusagen hinsichtlich der Aufnahme 
von Krippen- und Kindergartenkindern erteilen, wenn die 
KITA- Elternberatung vorher der Platzvergabe zugestimmt hat

Wir bitten um Beachtung folgender, aktuell gültiger Bedingun­
gen:

–– Ein Antrag auf die Münchner Förderformel muss bei Ab­
schluss eines Vertrages zur Betriebsträgerschaft bei der 
Landeshauptstadt München, Referat für Bildung und Sport, 
Geschäftsbereich KITA gestellt werden. Die Gewährung der 
Zuwendungen kann ab dem Monat der Antragstellung erfol­
gen, in dem die Fördervoraussetzungen erfüllt sind. 

–– Die Höhe des Betriebskostenzuschusses richtet sich nach 
der Münchner Förderformel (Zuschussrichtlinie, in der je­
weils geltenden Fassung), Sie können sich unter dem Link: 
https://www.muenchen.de/rathaus/Stadtverwaltung/ 
Referat-fuer-Bildung-und-Sport/Kindertageseinrichtungen/
muenchner-foerderformel.html über die Münchner Förder­
formel sowie über die geltenden Beschlüsse u.s.w., infor­
mieren.

–– In einer Kindertageseinrichtung findet die Satzung über den 
Besuch der Kinderkrippen und Häuser für Kinder, Kinder­
gärten und Horte der Landeshauptstadt München (Kinder­
tageseinrichtungssatzung) Anwendung. Kinder mit beson­
deren Bedürfnissen und Förderbedarf haben, wie alle 
Kinder, den Rechtsanspruch auf einen Kindertagesbetreu­
ungsplatz.  In allen Einrichtungsarten werden deshalb zur 
gemeinsamen Förderung Plätze für Kinder mit Behinderung 
und Kinder, die von Behinderung bedroht sind, angeboten.

–– Hinsichtlich der Entgelte sind die Regelungen in der Münch­
ner Förderformel, Zuschussrichtlinie Punkt 3.11 und 3.12 
.i.V.m. den jeweils geltenden Voraussetzungen des Faktors 
eallg, zu beachten mit der Maßgabe, dass die Höchstbeträ­
ge für die Inanspruchnahme der jeweiligen Buchungsstufe 
in der jeweiligen Nutzungs- und Besuchsart gemäß der Ge­
bühren der städtischen Kindertageseinrichtungsgebühren­
satzung in der jeweils geltenden Fassung nicht überschrit­
ten werden dürfen. Die jeweils nach der Münchner 
Förderformel zulässigen Entgelte errechnen sich auf der 
Basis dieser Obergrenze.

–– Die Vergütung des Personals muss gem. den Vorgaben der 
Zuschussrichtlinie zur Münchner Förderformel, in der je­
weils geltenden Fassung, erfolgen.

–– Die Überlassung erfolgt miet- und pachtfrei.

–– Der Träger darf keine Reduzierung seines bisherigen Platz­
angebotes im jeweiligen Stadtbezirk - wenn vorhanden - 

vornehmen. Es muss gewährleistet sein, den Bedarf, der 
aus der neuen Wohnbebauung entsteht, zu decken.

Falls Sie Interesse haben sich zu bewerben, bitten wir Sie, 
Ihre Interessenbekundung schriftlich, bitte bis spätestens 
11.07.2019 – es gilt das Datum des Eingangs bei der 
LHM – an die Landeshauptstadt München, Referat für Bildung 
und Sport, Geschäftsbereich KITA, Abteilung Koordination 
und Aufsicht Freie Träger, Trägerauswahlverfahren, Landsber­
ger Str. 30, 80339 München oder per E-Mail an tav.ft.kita.rbs@
muenchen.de zu senden. Sie erhalten dann die Bewerbungs­
formulare per E-Mail. 
Bitte vergessen Sie nicht bei Abgabe Ihrer Interessenbekun­
dung auch Ihre aktuelle E-Mail-Adresse anzugeben. Für die 
Bewerbung im Trägerauswahlverfahren sind ausschließlich die 
vorgegebenen Unterlagen zu verwenden. 
Zur Sicherstellung einer fristgerechten Abgabe dient der 
Briefkasten am Rathaus – Marienplatz der LHM. (Bis 24.00 h 
wird der Eingang tagesgenau abgestempelt.)
Die Bewerbungsformulare beinhalten: 
1. Das Vorblatt zum Bewerbungsformular
2. Das mehrseitige Bewerbungsformular

Ausschlusskriterien:
1. Ausschlusskriterium 
Die Frist des Eingangs der Interessenbekundung wurde nicht 
eingehalten.
2. Ausschlusskriterium 
Die Frist des Eingangs und der Umfang der Bewerbungsun­
terlagen wurden 
nicht eingehalten. 
3. Ausschlusskriterium
Nichteinhaltung der  Anlage 1 des Stadtratsbeschluss vom 
26.06.2019
4. Ausschlusskriterium
Es ist hier insbesondere ausreichend darzulegen, dass die 
Voraussetzungen zur Erteilung einer Erlaubnis für den Betrieb 
der jeweiligen Kindertageseinrichtung gemäß § 45 SGB VIII 
erbracht und die genannten Bedingungen erfüllt werden kön­
nen. (Siehe Vorgaben der Anlage 3 des Beschlusses zum 
„Start zur stufenweisen Einführung der MFF,, vom 26.01.2011 
und die Vorgaben des Beschlusses „Weiterentwicklung der 
Münchner Förderformel“ vom 14.12.2011.) 

Die vollständige Bewerbung muss bis spätestens 12.08.2019 
bei der Landeshauptstadt München, Referat für Bildung und 
Sport, Geschäftsbereich KITA, Abteilung Koordination und 
Aufsicht Freie Träger, Trägerauswahlverfahren, Landsberger 
Str. 30, 80339 München, in der genannten Form in Papier und 
unterschrieben per Post eingegangen sein. Es gilt das Datum 
des Eingangs bei der LHM. Zur Sicherstellung einer fristge­
rechten Abgabe dient der Briefkasten am Rathaus am Marien­
platz der LHM. (Bis 24.00 h wird der Eingang tagesgenau ab­
gestempelt.)

Folgende Kriterien werden für die Bewerbung/Gewichtung zu­
grunde gelegt:
Teil A für Bewerber ohne Betriebsträgerschaft
–– Pädagogische Hauskonzeption (Gewichtung Faktor 1,25)
–– Gesundheitsförderung (Gewichtung Faktor 0,75
–– Erziehungs- und Bildungspartnerschaft mit Eltern (Gewich­

tung Faktor 0,50)
Teil B für alle Bewerber
–– Querschnittsaufgaben, Integration, Inklusion, Genderthema­

tik (Gewichtung Faktor 1,00)
–– Sozialraumorientierung (Gewichtung Faktor 0,75)
–– Organisationsstruktur und qualitätssichernde Maßnahmen 

(Gewichtung Faktor 0,50)
–– Auslastung und Belegung (Gewichtung Faktor 1,00)
–– Finanzplan (Gewichtung Faktor 0,25)

Darstellung zur besonderen Eignung → greift erst bei engem 
Wettbewerb (Gewichtung Faktor 2,5)
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Für weitere Auskünfte zum Ausschreibungsverfahren wenden 
Sie sich bitte an Tel. 0 89/2 33-8 42 42 oder per E-Mail:  
tav.ft.kita.rbs@muenchen.de.
Für Auskünfte zur Fachplanung – für die ausgeschriebenen 
Einrichtungen – erreichen Sie die zuständigen Ansprechpart­
nerinnen und Ansprechpartner der Abteilung Zentrales Immo­
bilienmanagements im Referat für Bildung und Sport, per  
E-Mail, unter: zim.rbs@muenchen.de.

München, 17. Juni 2019	 Referat für
	 Bildung und Sport 
	 Geschäftsbereich KITA
	� Koordination und Aufsicht 

Freie Träger 
	 RBS-KITA-FT 
	 Beatrix Zurek
	 Stadtschulrätin

Bürgerversammlung  
des 14. Stadtbezirkes – Berg am Laim am 11.07.2019

In Abstimmung mit dem Bezirksausschuss 14 – Berg am Laim 
teile ich mit, dass am Donnerstag, den 11.07.2019 um 19.00 Uhr 
in der Turnhalle des Michaeligymnasiums, Hachinger-Bach-
Straße 25, 81671 München,die Bürgerversammlung des  
14. Stadtbezirkes – Berg am Laim 
stattfindet.

Die Leitung der Bürgerversammlung wird  
Frau Bürgermeisterin Christine Strobl übernehmen.

Dieter Reiter
Oberbürgermeister

Bekanntmachung
Personenbeförderungsgesetz (PBefG);
Verlängerung der U5 West vom Laimer Platz bis Pasing – 
Abschnitt PA 77 Laimer Platz bis U-Bahnhof Willibald-
straße durch die Landeshauptstadt München
Planfeststellungsverfahren nach § 28 PBefG

1. �Die Stellungnahmen und Einwendungen, die im Planfest­
stellungsverfahren zu o. g. Bauvorhaben fristgerecht einge­
gangen sind, wird die Regierung von Oberbayern mit den 
Beteiligten erörtern. Der Erörterungstermin findet am 

Mittwoch, 24. Juli 2019
im 

Bürgersaal am Westkreuz, Friedrichshafener Str. 17, 
81243 München

statt. Die Verhandlung beginnt um 
9 Uhr 30.

Bei Bedarf wird der Erörterungstermin am Donnerstag,  
25. Juli 2019 ab 9 Uhr 30 fortgesetzt.

2. �Der Erörterungstermin ist nicht öffentlich. 
	� An ihm können die Einwendungsführer, die Betroffenen, Be­

hörden, Verbände und der Träger des Vorhabens teilnehmen. 

3. �Die Vertretung durch einen Bevollmächtigten ist möglich. 
Dieser hat seine Bevollmächtigung durch schriftliche Voll­
macht nachzuweisen und diese zu den Akten der Regie­
rung von Oberbayern zu geben.

4. Es wird darauf hingewiesen, dass 

–– bei Ausbleiben eines Beteiligten (Betroffenen) in dem Er­
örterungstermin auch ohne ihn verhandelt werden kann, 

–– das Anhörungsverfahren mit Schluss der Verhandlung 
beendet ist und

–– durch die Teilnahme am Erörterungstermin entstehende 
Aufwendungen, auch solche für einen Bevollmächtigten, 
nicht erstattet werden können.

München, 17. Juni 2019	 Referat für Stadtplanung
		  und Bauordnung

Bekanntmachung
Vollzug der Wassergesetze und des Gesetzes über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung;
Kiesabbau mit Herstellung eines Landschaftssees am 
Paul-Ehrlich-Weg 130,
Fl.Nrn. 462, 470, 471, 472, 571(T) und 577, Gem. Langwied
hier: Errichtung eines Lärm- und Sichtschutzwalles zur A 
99, Fl.Nrn. 470, 471, 472, Gem. Langwied

Die amtliche Bekanntmachung finden Sie auch im Internet  
unter http://www.muenchen.de/rathaus/Stadtverwaltung/ 
Referat-fuer-Gesundheut-und-Umwelt/Bekanntmachungen

Die Xaver Riebel München GmbH & Co. KG hat die Errichtung 
eines Lärm- und Sichtschutzwalles zwischen dem Land­
schaftssee und der BAB A 99 an o.g. Standort beantragt. Die 
Baumaßnahme stellt einen Gewässerausbau dar, wofür 
grundsätzlich ein wasserrechtliches Planfeststellungsverfah­
ren nach § 68 Abs. 1 WHG durchzuführen ist. 

Gemäß § 68 Abs. 2 Satz 1 WHG i.V.m. § 5 und 7 UVPG und 
Nr. 13.18.1 der Anlage 1 zum UVPG ist im Rahmen einer allge­
meinen Vorprüfung des Einzelfalles die Notwendigkeit einer 
förmlichen Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) zu untersu­
chen. Ist im Ergebnis eine UVP nicht erforderlich, kann ein 
Plangenehmigungsverfahren anstatt eines Planfeststellungs-
verfahrens durchgeführt werden. Eine förmliche UVP ist dann 
erforderlich, wenn die allgemeine Vorprüfung des Einzelfalles 
ergibt, dass sich unter Berücksichtigung der Kriterien in der 
Anlage 3 des UVPG erhebliche nachteilige Umweltauswirkun­
gen ergeben können.

Die allgemeine Vorprüfung hat ergeben, dass das genannte 
Vorhaben keiner förmlichen Umweltverträglichkeitsprüfung 
bedarf, da keine erhebliche nachteilige Auswirkungen auf die 
Umwelt und die zu schützenden Güter zu besorgen sind. Ins­
besondere hat der Lärm- und Sichtschutzwall keine negativen 
Auswirkungen auf das Schutzgut „Wasser“, da es sich in An­
betracht der gesamten Verfüllmenge lediglich um eine relativ 
kleine Verfüllmenge handelt. Eine Aufteilung in Teilbereiche 
wäre nicht praktikabel. Durch die relativ kleine zusätzliche 
Verfüllmenge wird das Risiko einer Gewässerverunreinigung 
zumindest nicht erhöht. Der Einbau von güteüberwachten Re­
cyclingbaustoffen für den Lärm- und Sichtschutzwall hat kei­
ne negativen Auswirkungen auf das Schutzgut „Wasser“, da 
der Einbau erst ab einer Höhe von 505,0 m ü. NN (entspricht 2 
m über dem höchsten Grundwasserstand) erfolgt und vorab 
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eine 1 m mächtige Sorptionsschicht hergestellt wird. Auf das 
Schutzgut „Mensch“ hat der Wall sogar eine positive Auswir­
kung, da dadurch der Verkehrslärm der benachbarten Auto­
bahn A 99 für die Umgebung vermindert wird. 

Diese Feststellung wird hiermit gemäß § 5 Abs. 2 Satz 1 UVPG 
öffentlich bekannt gemacht. Es wird darauf hingewiesen, dass 
die Feststellung nicht selbstständig anfechtbar ist.

Die Niederschrift über über die allgemeine Vorprüfung des 
Einzelfalls kann beim Referat für Gesundheit und Umwelt, 
Bayerstraße 28a, 80335 München, Sachgebiet Wasserrecht, 
Zimmer 4069, nach vorheriger telefonischer Anmeldung (Tel. 
0 89/2 33-4 75 87) eingesehen werden. Weitere Auskünfte kön­
nen ebenfalls unter dieser Telefonnummer eingeholt werden.

München, 9. April 2019	 Landeshauptstadt München
		  Referat für Gesundheit und Umwelt 
		  RGU-US13

Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 
gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO
Theodor-Fischer-Straße
(Gemarkung: Untermenzing Fl.Nr.: 954/0, 955/0, 956/0)
Baugenehmigung
SCHULBAUOFFENSIVE – Neubau einer 5-zügigen Grund-
schule mit Zweifach-Sporthalle, mit Hausmeisterwohnung, 
Tiefgarage und Freisportflächen  
(Theodor-Fischer-Str. / Pasinger Heuweg) 
Bauherr/in: Referat für Bildung und Sport, Bayerstr. 28, 
80335 München

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 19.01.2019, Az. 602-1.1-2018-27166-42 wurde 
die Baugenehmigung für das oben genannte Vorhaben unter 
Auflagen, Nebenbestimmungen und Auflagen erteilt.

Der Bauantrag vom 05.12.2018 nach Plan Nr. 2018-027166  
(13 Duplikatspläne mit Handeintragungen vom 19.02.2019, 
10.05.2019 und 24.05.2019), Freiflächengestaltungspläne 
nach Plan Nr. 2018-027166 (2 Duplikatspläne mit Handeintra­
gungen vom 19.02.2019, 10.05.2019 und 24.05.2019) und  
Freiflächengestaltungsplan/Spielkombination nach Plan Nr. 
19-IV-0008711 (1 Duplikatsplan), der Betriebsbeschreibung 
vom 20.03.2019 und dem Brandschutznachweis (BSN) Nr. 
2018-027166 vom 05.11.2018 mit den weiteren handschriftli­
chen Ergänzungen vom 19.02.2019 und 10.05.2019 wird hier­
mit unter folgenden aufschiebenden Bedingung als Sonder­
bau genehmigt: 
Die Genehmigung wird unter der aufschiebenden Bedingung 
erteilt, dass mit den Bauarbeiten erst begonnen werden darf, 
wenn der Standsicherheitsnachweis sowie die evtl. erforderli­
chen Konstruktionspläne bei der Lokalbaukommission vorge­
legt und durch den Prüfingenieur geprüft und freigegeben 
sind. Die Prüfung und Freigabe kann auch abschnittsweise  
erfolgen.

Den Nachbarn, die dem Vorhaben nicht zugestimmt haben, ist 
gemäß Art. 66 Abs. 1 BayBO eine Ausfertigung des Bauge­
nehmigungsbescheides zuzustellen. Nachdem sich die betref­
fenden Grundstücke im Eigentum von mehr als 20 Eigentümern 
befinden, wird die erforderliche Zustellung durch öffentliche 
Bekanntmachung ersetzt. Die Zustellung gilt mit dem Tag der 
Bekanntmachung im Amtsblatt der Landeshauptstadt Mün­
chen als bewirkt (Art. 66 Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungs­
verfahrens bei der Landeshauptstadt München, Referat für 
Stadtplanung und Bauordnung, Hauptabteilung IV – Lokal­
baukommission, Blumenstraße 19, Zimmer 524, einsehen. 
Vereinbaren Sie dazu bitte einen Termin unter der E-Mail­
adresse plan.ha4-lbk-team42@muenchen.de bzw. Telefon­
nummer 2 33-2 22 30.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage bei dem Bayerischen Verwaltungs­
gericht in München, Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 
80005 München, Hausanschrift: Bayerstr. 30, 80335 Mün­
chen, schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten 
der Geschäftsstelle dieses Gerichts erhoben werden. Die  
Klage muss den Kläger, die Beklagte (Landeshauptstadt Mün­
chen) und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen 
und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begrün­
dung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angege­
ben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in Ab­
schrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen 
sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt wer­
den.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

–– Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausfüh­
rung der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22. Juni 2007 
(GVBl Nr. 13/2007 vom 29.06.2007) wurde das Wider­
spruchsverfahren im Bereich des Baurechts abgeschafft. 
Es besteht keine Möglichkeit, gegen diesen Bescheid  
Widerspruch einzulegen.

–– Die Klageerhebung durch einfache E-Mail ist unzulässig. 
Seit 01.05.2016 kann die Klage beim Bayerischen Verwal­
tungsgericht München elektronisch eingereicht werden.  
Die technischen und formalen Voraussetzungen zum elek­
tronischen Rechtsverkehr sind im Internet zu finden unter 
www.vgh.bayern.de.

–– Eine Anfechtungsklage eines Dritten (Nachbarn) gegen  
diese Baugenehmigung hat keine aufschiebende Wirkung 
(§ 212 a Abs. 1 BauGB). 
Es besteht jedoch die Möglichkeit beim Bayerischen Ver­
waltungsgericht München (Anschrift s.o.) die Anordnung 
der aufschiebenden Wirkung zu beantragen (§ 80 Abs. 5 
Satz 1 VwGO). Der Antrag muss den Antragsteller, die An­
tragsgegnerin (in Ihrem Fall die Landeshauptstadt Mün­
chen) und den Gegenstand des Antrages bezeichnen. Die 
zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel 
sollen angegeben werden. Gegebenenfalls soll die ange­
fochtene Verfügung in Urschrift oder in Abschrift beigefügt 
werden. Der Antragsschrift sollen Abschriften für die übri­
gen Beteiligten beigefügt werden. 
Ebenso ist ein entsprechender Antrag bei der Landes­
hauptstadt München (Anschrift s.o.) möglich (§ 80 Abs. 4 
VwGO).

–– Kraft Bundesrechts ist bei Rechtsschutzanträgen zum Ver­
waltungsgericht seit 01.07.2004 grundsätzlich ein Gebühren­
vorschuss zu entrichten. 

München, 19. Juni 2019	 Landeshauptstadt München
		  Referat für Stadtplanung und 
		  Bauordnung
		  HA IV – Lokalbaukommission
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Bekanntmachung

Neue Fernwärmepreise ab 01.07.2019  

Das Preisblatt zu Ziffer 9 und 11 der Anlage zur  
AVBFernwärmeV wird wie folgt geändert:   

9 M-Fernwärme Preise netto brutto

9.1 Arbeitspreis

9.1.1 Heizwassernetz
oder

64,59
6,46

76,86
7,69

Euro/MWh
Cent/kWh

9.1.2 Dampfnetz
(1,42 m³ Kondensat 
entsprechen 1 MWh)

45,49 54,13
Euro/m³

9.1.3 Wärme für Warmwasser­
bereitung in Fürstenried, 
Neuforstenried und Park­
stadt Solln

5,95 7,08 Euro/m³

9.2 Grundpreis 39,48 46,98 Euro/kW 
und Jahr

München, den 21.06.2019
SWM Versorgungs GmbH

Nichtamtlicher Teil

Beck'sches Prozessformularbuch. Hrsg. von Peter Mes. - 
14. Aufl. - München: Beck, 2019. LX, 3000 S.  
ISBN 978-3-406-72234-9; € 139.-

Das Beck'sche Prozessformularbuch liefert alle in der Praxis 
gebräuchlichen Muster – soweit erforderlich mit Tatsachen­
vortrag und Begründung – zu folgenden Verfahrensarten:
Zivilprozess; Internationales Zivilprozessrecht; Zwangsvoll­
streckung, Anfechtungsgesetz, Insolvenz; Schiedsgerichts­
verfahren und Mediation; Arbeitsgerichtsprozess; Verwal­
tungsstreitverfahren einschließlich außergerichtlicher 
Rechtsbehelfe; Verfassungsbeschwerde; Finanzgerichtspro­
zess einschließlich Vorverfahren; Sozialgerichtsprozess; 
Rechtsschutz vor den Gerichten der Europäischen Union und 
vor dem Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte.
In jeweils eigenen Abschnitten sind zahlreiche Anträge und 
Klagen zu ausgewählten Gebieten wiedergegeben.
Das Prozessformularbuch mit seinen mehr als 800 Formular­
mustern erläutert prozess- und materiell-rechtliche Aspekte, 
Kosten- und Gebührenfragen und zeigt alternative Gestal­
tungsmöglichkeiten auf.
Die Neuauflage enthält neue Formulare u.a. zur Musterfest­
stellungsklage, zum neuen Reise- und Datenschutzrecht, zum 
elektronischen Rechtsverkehr und zum internationalen Zivil­
prozessrecht. Der Band berücksichtigt die einschlägigen  
Gesetzesänderungen. 
Alle Musterformulierungen ohne Anmerkungen können nach 
einer Registrierung mit dem Freischaltcode in die eigene Text­
verarbeitung übernommen werden.

Typische Baumängel. Hrsg. von Hans Ganten und  
Eduard Kindereit. - 3., vollständig überarb. Aufl. -  
München: Beck, 2019. XXX, 503 S. (NJW Praxis; 82)  
ISBN 978-3-406-71008-7; € 99.-

Baurechtliche Streitigkeiten hängen in großem Umfang von 
der Beurteilung durch Sachverständige ab. 
Der Band aus der Reihe „NJW Praxis“ liefert Know-How in  
juristischer und technischer Hinsicht. Zunächst werden die 
wesentlichen Haftungsstrukturen bei Baumängeln juristisch 
auf der Grundlage der Rechtsprechung aufgearbeitet und im 
zweiten Teil die wichtigsten 20 „typischen“ Mängelbereiche 
(vom Baugrund bis zu den Schadstoffen am Bau) durch Sach­
verständige erläutert.
Die Neuauflage ist um ein Kapitel zu Wärmedämmverbund­
systemen (WDVS) erweitert und auf den aktuellen Stand in 
Gesetzgebung und Rechtsprechung sowie auf den aktuellen 
technischen Stand im Sachverständigen-Bereich gebracht. 
Insbesondere die Änderungen durch die Reform des Werk­
vertragsrechts vom 1. Januar 2018 ist berücksichtigt.

Effertz, Jörg: TVöD Kommunen. Kommentar 2019. TVöD 
Jahrbuch mit allen wichtigen Tariftexten und der Entgelt-
ordnung (VKA). - Stand: 1. November 2018. - Regensburg: 
Walhalla, 2019. 1295 S. (Wissen für die Praxis)  
ISBN 978-3-8029-7923-1; € 32,95.

Das Jahrbuch enthält das Tarifrecht der Kommunen mit allen 
wichtigen Tarifverträgen und Erläuterungen. Neu enthalten 
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sind die Entgelttabellen für 2018/2019/2020. Im Abschnitt 
„TVöD Trends 2019“ werden wichtige Änderungen und ihre Aus­
wirkungen für die Beschäftigten der Kommunen dargestellt.
Der Band umfasst folgende Tarifvorschriften:
–– Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst mit Erläuterungen 

sowie allen Besonderen Teilen für Verwaltung, Sparkassen, 
Entsorgung, Krankenhäuser, Pflege- und Betreuungsein­
richtungen, Flughäfen

–– Überleitungstarifvertrag mit Kommentierung (TVÜ-VKA)
–– Tarifvertrag für Auszubildende des öffentlichen Dienstes
–– Tarifvertrag für Praktikantinnen/Praktikanten des öffentli­

chen Dienstes
–– Tarifvertrag für Ärztinnen und Ärzte an kommunalen Kran­

kenhäusern
–– Eingruppierungsmerkmale für Beschäftigte der Kommunen
–– die weiterhin geltenden Tarifverträge der Alters- und Hinter­

bliebenenversorgung und Altersteilzeit. 

Frotscher, Werner und Urs Kramer: Wirtschaftsverfas-
sungs- und Wirtschaftsverwaltungsrecht. Eine systema-
tische Einführung anhand von Grundfällen. - 7., überarb. 
u. erg. Aufl. - München: Beck, 2019. XXVI, 381 S.  
(Schriftenreihe der Juristischen Schulung; 103)  
ISBN 978-3-406-71123-7; € 34,90.

Die Einführung behandelt die prüfungsrelevanten Fragen des 
Wirtschaftsverfassungs- und Wirtschaftsverwaltungsrechts 
wie Grundrechtsschutz wirtschaftlicher Tätigkeit, rechtliche 
Grundordnung der Wirtschafts- und Währungspolitik, Gewer­
berecht, Regulierungs- und Vergaberecht, Subventionsrecht 
und Selbstverwaltung der Wirtschaft. Die europarechtlichen 
Bezüge sind berücksichtigt.
Das Werk verbindet die Merkmale einer systematischen Dar­
stellung des Stoffes mit den Anforderungen der gutachterli­
chen Fallbearbeitung, wie sie die juristische Ausbildung erfor­
dert. 
Die Neuauflage berücksichtigt die geänderte Gesetzgebung 
und Rechtsprechung. Zudem erörtert der Band aktuelle Fra­
gen wie die Regulierung monopolträchtiger Märkte insbeson­
dere im Bereich Telekommunikation, Energieversorgung oder 
Eisenbahn, die Staatsverschuldung und Verfassungsmäßig­
keit des Euro-Rettungsschirmes und die staatliche Reglemen­
tierung vermeintlich oder tatsächlich „gefährlicher“ Wirt­
schaftszweige wie bestimmter Handwerke oder des 
Glücksspielwesens. 

Münchener Anwaltshandbuch Insolvenz und Sanierung. 
Hrsg. von Jörg Nerlich und Georg Kreplin. - 3., überarb. 
und erw. Aufl. - München: Beck, 2019. XLI, 1538 S.  
ISBN 978-3-406-71078-0; € 199.-

Der Band aus der Reihe der Münchener Anwaltshandbücher 
informiert über die rechtlichen, wirtschaftlichen und steuerli­
chen Fragen im Rahmen der Umstrukturierung, Sanierung 
und Insolvenz eines Wirtschaftsunternehmens. Das Werk  
erläutert die sanierungs- und insolvenzrechtlichen Besonder­
heiten der relevanten Unternehmens- und Vertragsformen. 
Das Handbuch richtet sich sowohl an den Vertreter des 
Schuldners als auch an die Berater der Gläubiger oder Inves­
toren. Neben dem Sanierungsrecht und dem Insolvenzrecht 
wird auch das Internationale Insolvenzrecht dargestellt.
Im systematischen Zusammenhang werden Formulierungs­
hilfen und Muster für die Anfertigung von Schriftsätzen und 
Checklisten angeboten.

In die Neuauflage sind das neu in Kraft getretene Konzern­
insolvenzrecht und die Reformen des Anfechtungsrechts ein­
gearbeitet. Rechtsstand ist Sommer 2018.
Ein sehr differenziertes Inhaltsverzeichnis und ein Sachregister 
erschließen das Handbuch.

Sydow, Gernot und Fabian Wittreck: Deutsches und  
Europäisches Verfassungsrecht I. Prinzipien, Institutio-
nen, Verfahren. - München: Beck, 2019. XXXV, 430 S. 
ISBN 978-3-406-73287-4; € 29,80.

Das Lehrbuch stellt systematisch die Prinzipien, Institutionen 
und Verfahren des deutschen und europäischen Verfassungs­
rechts dar. Die deutsche und europäische Rechtslage werden 
weitgehend gemeinsam behandelt. Dadurch werden Gemein­
samkeiten und Unterschiede im direkten Vergleich sichtbar.
Schwerpunkte bilden die verfassungstheoretischen Grund­
lagen, die Prinzipien, Institutionen und Verfahren auf nationa­
ler und europäischer Ebene. Im Mittelpunkt stehen jeweils  
die verfassungsrechtlichen Funktionen der Institutionen statt 
Einzelheiten von Kompetenzen und Verfahrensschritten.
Die Inhalte des Buches sind auf die Examensvorbereitung zu­
geschnitten. Zielgruppe sind Studierende, die sich mit dem 
verfassungsrechtlichen Mehrebenensystem vertraut machen 
möchten.

Effertz, Jörg: TVöD Bund. Kommentar 2019. - Regens-
burg: Walhalla, 2019. 1359 S. (Wissen für die Praxis)  
ISBN 978-3-8029-7924-8; € 32,95.

Die Ausgabe fasst die wichtigsten Rechtsgrundlagen für die 
Beschäftigten des Bundes in einem Band zusammen, u.a.:
–– Entgelttabellen 2018/2019/2020
–– Entgeltordnung mit Erläuterungen
–– TVöD mit Erläuterungen einschließlich dem Besonderen Teil 

Verwaltung (BT-V)
–– Überleitungstarifvertrag mit Kommentierung (TVÜ-Bund)
–– Tarifvertrag über das Leistungsentgelt (LeistungsTV Bund) 
–– Tarifvertrag Altersversorgung
–– Regelungen zur Altersteilzeit mit Durchführungshinweisen
–– Tarifliche Regelungen für Auszubildende 
–– Tarifvertrag für Praktikantinnen/Praktikanten (TVPöD).

Der Band vermittelt einen schnellen Überblick über die jüngs­
ten Entwicklungen. Wichtige Urteile und die Hintergründe der 
Tarifrunde 2018/2019 werden dargestellt. Nützlich sind die je­
weils zur Tarifvorschrift abgedruckten Gesetzestexte wie das 
Arbeitszeitgesetz oder das Teilzeit- und Befristungsgesetz.

Sicherheitsrecht des Bundes. Hrsg. von Wolf-Rüdiger 
Schenke, Kurt Graulich und Josef Ruthig. - 2. Aufl. -  
München: Beck. 2019. XLII, 2005 S. (Beck’sche Kurz-
Kommentare) ISBN 978-3-406-71602-7; € 299.-

Das Sicherheitsrecht des Bundes beinhaltet Regelungen zum 
Schutz der freiheitlich-demokratischen Grundordnung. Der 
Kommentar bietet eine umfassende Erläuterung der zentralen 
Gesetze, darunter das Bundespolizeigesetz, das Bundeskri­
minalamtgesetz, das Anti-Terror-Datei-Gesetz, das Rechts­
extremismus-Datei-Gesetz, das Luftsicherheitsgesetz, das 
Bundesverfassungsschutzgesetz und das Bundesnachrichten­
dienstgesetz.
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steuerliche Fälle aus der Praxis werden erläutert und zeigen 
Lösungswege auf.
Zudem machen die Autoren deutlich, welche Unterschiede 
zwischen Unionsrecht, nationalem Recht und den Verwal­
tungsanweisungen bestehen. 
Die neue Auflage mit Stand von 15. Januar 2019 enthält alle 
relevanten Gesetzesänderungen sowie die neueste Recht­
sprechung von EuGH und BFH.

Bartsch, Malte B. und Herbert Bartsch: Das aktuelle Erb-
recht. Erbfolge, Testament, Steuern. - 21., aktual. Aufl. - 
Regensburg: Walhalla, 2018. 176 S. (Wissen für die Praxis) 
ISBN 978-3-8029-4102-3; € 12,95.

Der Band erläutert die Grundsätze des Erbrechts und an­
schließend werden anhand von typischen Lebenssituationen 
rechtliche Fragen geklärt und Handlungsmöglichkeiten aufge­
zeigt. Der Leser findet ausgehend von seiner familiären Kons­
tellation wie alleinstehend mit oder ohne Kinder, verheiratet 
mit oder ohne Kinder oder bei einer nichtehelichen Lebens­
gemeinschaft die wichtigsten Informationen zum Erbrecht ein­
schließlich Testament oder Erbvertrag. Das in den letzten Jah­
ren immer wichtiger gewordene Feld des digitalen Nachlasses 
z.B. Social-Media-Accounts wird ebenso im Buch behandelt.
Checklisten, Praxistipps und Formulierungshilfen runden den 
Band ab. 

Behandelt werden praxisrelevante Fragestellungen auf dem 
Gebiet des Sicherheitsrechts. Die für die Praxis entscheiden­
de Rechtsprechung, insbesondere des Bundesverfassungs­
gerichts, des Bundesverwaltungsgerichts und der Oberverwal­
tungsgerichte sowie die aktuelle Literatur sind ausgewertet.
Die seit der Vorauflage erlassenen einschlägigen Gesetzesän­
derungen wie das Gesetz zur Ausland-Ausland-Fernmelde­
aufklärung des Bundesnachrichtendienstes vom 23.12.2016, 
das Gesetz zur Neustrukturierung des Bundeskriminalamt­
gesetzes vom 1.6.2017 und das Datenschutz-Anpassungs- und 
-Umsetzungsgesetz EU vom 30.6.2017 sind berücksichtigt.

Umsatzsteuergesetz. Kommentar. Hrsg. v. Rainer Wey-
müller. - 2. Aufl. - München: Beck, 2019. XXI, 1974 S. 
(Beck’sche Steuerkommentare) ISBN 978-3-406-71703-1; 
€ 159.-

Der Kommentar zur Umsatzsteuer bereitet das komplexe Ge­
biet des Umsatzsteuerrechts für den Steuerberater-Alltag auf. 
22 versierte Spezialisten aus Finanzgerichtsbarkeit, Finanz­
verwaltung, Steuerberatung und Steuerwissenschaft erläutern 
die Materie. Die Bearbeiter beschränken sich auf die prakti­
schen Gesichtspunkte und beziehen Stellung zu Fragen, auf 
die es bei der umsatzsteuerlichen Beratung ankommt, wie 
beispielsweise auf welche speziellen umsatzsteuerlichen Pro­
bleme bei Bauleistungen zu achten ist. Zahlreiche umsatz­
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